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Profit ohne Rücksicht 

Im März dieses Jahres wurde das

erste Gesetz erlassen, das Unterneh-

men rechtlich verpflichtet, Men-

schenrechte und Umwelt bei ihrer

Arbeit zu achten. 

Verabschiedet wurde es in Frank-

reich und gilt damit auch nur für

Unternehmen, die ihren Sitz in

Frankreich haben. Es sind außerdem

nur sehr große Unternehmen von

der Regelung erfasst. Immerhin zäh-

len dazu in Frankreich rund 120 Fir-

men, darunter Renault, L’Oréal, Mi-

chelin und Danone. Das Gesetz

sieht vor, dass die Unternehmen

mögliche Risiken für die Menschen-

rechte und die Umwelt identifizieren

und verhindern. Dazu müssen sie ei-

nen Sorgfaltspflichtenplan veröf-

fentlichen (plan de vigilance), der

nicht nur Risiken für das eigene und

Tochter-Unternehmen erfasst, son-

dern auch für Firmen, mit denen

langfristige Geschäftsbeziehungen

unterhalten werden. Bußgelder bei

Verstoß gegen diese Vorschriften

konnten zwar nicht durchgesetzt

werden, jedoch können Schäden, die

dadurch entstehen, dass die Unter-

nehmen ihre Sorgfaltspflicht verletzt

haben, zu einer Haftung führen. Da-

mit könnten Betroffene z.B. Opfer

von Umweltverschmutzungen ihre

Schäden, wie Gesundheitsverletzun-

gen, ersetzt bekommen. 

Wie sieht das in Deutschland

aus?  

Das französische Gesetz ist zur-

zeit einmalig auf  der Welt. In

Deutschland ist es bisher nicht ge-

nehmen. Dies soll er durch Regelun-

gen, Politik und gerichtliche Ent-

scheidungen tun. Dazu gehört zum

anderen, dass der Staat den Bürgern

Zugang zu wirksamer Abhilfe ver-

schafft, wenn die Menschenrechte

durch Unternehmen verletzt wer-

den. Das umfasst sowohl gerichtli-

che als auch außergerichtliche Maß-

nahmen, zum Beispiel durch die

Verwaltung. Als dritter Grundsatz

ist die Achtung der Menschenrechte

auch durch die Unternehmen veran-

kert. So sollen Unternehmen bei-

spielsweise negativen Auswirkungen

auf  die Menschenrechte, die durch

ihre Tätigkeit entstehen, entgegen-

wirken. 

Diese Prinzipien sind sehr allge-

mein gehalten und vor allem recht-

lich nicht bindend. Somit sind we-

lungen, eine ähnliche Regelung zu

etablieren. Die hier ansässigen Un-

ternehmen können sich bezüglich

ihrer Achtung der Menschenrechte

und der Umwelt rein auf  ihr gutes

Gewissen berufen und sind zu kei-

ner Rechenschaft verpflichtet.

Im Dezember 2016 wurde der

„Nationale Aktionsplan zur Umset-

zung der UN-Leitlinien für Wirt-

schaft und Menschenrechte“ verab-

schiedet.

Die UN-Leitprinzipien für Wirt-

schaft und Menschenrechte 

Die UN-Leitprinzipien legen drei

grundlegende Prinzipien fest: Zum

einen hat der Staat die Pflicht, die

Menschenrechte zu schützen, auch

im Verhältnis zu Wirtschaftsunter-

Müssen Unternehmen sich ihrer Verantwortung 

stellen?

Unternehmensverantwortung, ein Thema, das so aktuell ist und doch in Deutschland wenig Auf-

merksamkeit bekommt. „Mobiltelefone, Fahrzeuge oder Kleidung - viele Produkte des täglichen Le-

bens haben einen hohen Preis: Beim Abbau der Rohstoffe und bei der Produktion der Ware kommt

es immer wieder zu Menschenrechtsverletzungen“, sagt Verena Haan, Referentin für Wirtschaft und

Menschenrechte bei Amnesty International. „Die menschenrechtliche Verantwortung von deutschen

Unternehmen im Ausland muss endlich gesetzlich geregelt werden.“

Der Nationale Aktionsplan zu Wirtschaft und Menschenrechten 
verspricht mehr, als er einhält.
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solche Risiken berichten, die sich

auf  ihren Geschäftsverlauf  auswir-

ken. Die Auswirkungen ihrer Tätig-

keiten auf  die Gesellschaft sind

folglich nicht zu beachten. Die An-

gaben werden schließlich auch nicht

überprüft und so werden Bußgelder

auch nur für fehlende und nicht für

falsche oder verkürzte Informatio-

nen verhängt. Das CorA-Netzwerk

(für Unternehmensverantwortung)

kritisiert, dass Deutschland hier die

Chance verpasst hat, die Berichter-

stattung der Unternehmen enger

auszugestalten. Stattdessen wurde

die EU-Richtlinie eins zu eins um-

gesetzt. 

Aussicht in Deutschland

Immerhin verspricht der Nationa-

le Aktionsplan, ab 2018 stichpro-

benartig die Angaben der Unterneh-

men zu überprüfen. Sollten bis 2020

weniger als die Hälfte der Unterneh-

men, die mehr als 500 Mitarbeiter

beschäftigen, ihren im Aktionsplan

aufgelisteten Sorgfaltspflichten nicht

nachkommen, so will die Bundesre-

gierung „weitergehende Schritte bis

hin zu gesetzlichen Maßnahmen

prüfen“. Dies heißt natürlich noch

nicht, dass es tatsächlich weiterge-

hende Maßnahmen geben wird, aber

immerhin bringt es das Thema der

Unternehmensverantwortung er-

neut auf  den Tisch. 

Im Hinblick auf  dieses Verspre-

chen ist es interessant, sich die Posi-

tionierung der (möglichen) künfti-

gen Regierungsparteien anzuschau-

en. Von der CDU/CSU und der

FDP liest man in den Wahlprogram-

men nichts zum Thema Unterneh-

mensverantwortung. Von den Grü-

nen kann aufgrund ihres Wahlpro-

gramms ein deutlicher Umschwung

erwartet werden. Sie wollen, dass die

Menschenrechte auch für Unterneh-

men zur verbindlichen Pflicht wer-

den und die Opfer zivilrechtliche

Entschädigungsansprüche erhalten.

Außerdem sehen sie es als selbst-

verständlich an, dass Deutschland

alle menschenrechtlichen Abkom-

men nicht nur vorbehaltlos ratifi-

ziert, sondern auch tatsächlich um-

setzt. Damit könnten auch die UN-

Leitprinzipien wieder an Relevanz

gewinnen. 

Auch von der SPD und den Lin-

ken wird die Stärkung der Unter-

nehmensverantwortung verlangt.

Die SPD fordert konkret auch die

konsequente Umsetzung des Natio-

nalen Aktionsplans, indem die Sorg-

faltspflichten der Unternehmen für

verbindlich erklärt werden. Aller-

dings werden diese beiden Parteien

wohl künftig in der Opposition blei-

ben und daher nicht Teil der Bun-

desregierung sein, die 2020 eventu-

ell neu entscheidet. [Zum Zeitpunkt

des Redaktionsschlusses waren die Koali-

tionsgespräche noch nicht beendet, Anm.

der Redaktion.]

Welche Regelungen treffen deut-
sche Unternehmen noch?

Doch nicht nur die nationale Ge-

setzgebung ist entscheidend für

deutsche Unternehmen. Wie bereits

an der EU-Richtlinie und den UN-

Leitprinzipien erkennbar, spielen in-

ternationale Regelungen eine sehr

große Rolle, gerade weil es bei der

Unternehmensverantwortung um

grenzübergreifendes Handeln geht. 

Auch in der EU gibt es selbst-

verständlich einzelne Regelungen.

Der Rat der Europäischen Union

(auch EU-Ministerrat genannt) hat

die „Recommendation of  the Co-

mittee of  Ministers to member sta-

tes on human rights and business“

herausgebracht. Diese baut auf  den

UN-Leitprinzipien auf  und ist eben-

falls nicht rechtlich bindend.

Außerdem beteiligt sich die EU

an der Organisation for Economic

Co-operation and Development

(OECD). Die OECD besteht aus

vielen europäischen Staaten, darun-

ter Deutschland, aber beispielsweise

auch den USA, Japan, Kanada, Me-

xiko und Israel. Sie hat vorwiegend

die Aufgabe, die Entwicklung der

Mitgliedstaaten zu beobachten und

zu analysieren und daraus Maßnah-

men zu entwickeln. Dabei kann sie

sowohl rechtlich bindende Entschei-

dungen, ähnlich völkerrechtlichen

Verträgen, herbeiführen als auch
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der Staaten, noch Unternehmen ver-

pflichtet, sich daran zu halten.

 Der deutsche Aktionsplan und
die Umsetzung einer 

EU-Richtlinie

Der deutsche Aktionsplan, der

diesen Leitlinien Rechnung tragen

sollte, bleibt ebenfalls hinter ver-

pflichtenden Regelungen zurück.

Die deutschen Unternehmen wer-

den zwar zur Einhaltung der Men-

schenrechte aufgefordert, es wird

dabei aber davon ausgegangen, dass

sie dies sowieso tun. 

Im besten Fall sollen die Unter-

nehmen Bericht über ihre Arbeit

und das damit verbundene Risiko

für Menschen und Umwelt erstatten.

Diese Angaben sind aber freiwillig. 

Auch das „Gesetz zur Stärkung

der nichtfinanziellen Berichterstat-

tung der Unternehmen in ihren

Lage- und Konzernlageberichten“

vom März 2017 hat nicht zu mehr

Transparenz geführt. Dieses Gesetz,

eine Umsetzung einer EU-Richtlinie

in deutsches Recht, regelt die bereits

aus dem Handelsgesetzbuch beste-

hende Pflicht großer Unternehmen,

über ihren Geschäftsverlauf  Lagebe-

richte zu veröffentlichen. Laut der

neuen Regelung können die Firmen

dabei Angaben, die ihrem Ansehen

schaden könnten, weglassen und

müssen außerdem auch nur über

Vor allem die Textilbranche steht wegen
massiver Menschenrechtsverletzungen in

der Kritik. 
Foto: © Clara Schneiderhan
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nur unverbindliche Empfehlungen

abgeben. 2011 legte die OECD neue

Leitsätze für multinationale Unter-

nehmen fest. Darin werden zum

Beispiel alle Unternehmen und

Tochterfirmen aufgefordert, die in-

ternational anerkannten Menschen-

rechte überall auf  der Welt zu re-

spektieren, auch gegenüber Liefe-

ranten und Vertragspartnern. Jedoch

liegt es wieder an den Ländern, ob

sie Sanktionen für Unternehmen,

die sich nicht an diese Maßstäbe hal-

ten, einführen oder nicht. Deutsch-

land hat dies bisher nicht getan. 

Ebenfalls auf  dem Gebiet der Un-

ternehmensverantwortung aktiv ist

die International Labour Organisati-

on (ILO) als Sonderorganisation der

UN. Ihr Ziel ist es, internationale

Arbeits- und Sozialstandards durch-

zusetzen, um so den Weltfrieden zu

sichern. Dazu gehört die „Tripartite

Declaration of  Principles con-

cerning Multinational Enterprises

and Social Policy“ (MNE-Declarati-

on), die im März dieses Jahres be-

reits in die fünfte Auflage ging. Sie

bezieht sich, wie der Name bereits

vermuten lässt, nur auf  multinatio-

nale Unternehmen wie Toyota,

Apple oder Daimler. Allerdings er-

weist sich die Erklärung als unüber-

sichtlich und schwer durchsetzbar. 

Wichtig im Zusammenhang mit

der nationalen Durchsetzung ist es

zu wissen, dass Deutschland nicht

alle ILO-Normen ratifiziert hat. 

Doch es gibt eine weitere hoff-

nungsvolle Entwicklung auf  Ebene

der UN. 2014 wurde auf  Vorschlag

von Südafrika und Ecuador vom

UN-Menschenrechtsrat der Be-

schluss gefasst, dass eine zwi-

schenstaatliche Arbeitsgruppe zur

Entwicklung transnationaler Unter-

nehmen gegründet werden sollte,

die einen verbindlichen Vertrag aus-

arbeitet. Gegen diesen Beschluss

gab es erheblichen Widerstand, ge-

rade von europäischen Ländern.

Auch Deutschland sprach sich mit

fadenscheinigen Argumenten gegen

die Bildung einer solchen Arbeits-

gruppe aus. 2015 bildete sich die

tig veranlasst. Nach fünf  Jahren Er-

mittlung wurde letztes Jahr das Ver-

fahren eingestellt, wegen mangeln-

den Vorsatzes der Verantwortlichen. 

Im Fall der Ermordung des ko-

lumbianischen Gewerkschafters Lu-

ciano Romero durch Paramilitärs

steht Nestlé im Verdacht, diesen be-

wusst ausgeliefert zu haben. In Ko-

lumbien wurden zwar die Paramili-

tärs verurteilt, ein Verfahren gegen

Nestlé konnte aber wegen Drohun-

gen nicht geführt werden. Daher

zeigte das ECCHR Nestlé in der

Schweiz, dem Sitz der Firma, an.

Die Bearbeitung des Falls wurde

eingestellt, die Beschwerde dagegen

kam schließlich zum Europäischen

Gerichtshof  für Menschenrechte

(EGMR), welcher diese aber eben-

falls nicht annahm. Somit endete

auch hier das Verfahren im Heimat-

staat der Unternehmen erfolglos,

zumindest für die Opfer. Diese zwei

Verfahren sind sinnbildlich für den

Umgang der westlichen Justiz mit

Menschenrechtsverletzungen ihrer

Unternehmen.

Auch die EU hat im April 2017

in ihrem neuesten „FRA“-Bericht

(FRA: European Union Agency for

Fundamental Rights) zum Zugang

zu rechtlichen Mitteln für Opfer

von Unternehmen die Rechtshilfe-

möglichkeiten kritisch betrachtet.

Dabei kam heraus, dass hier durch-

aus ein hoher Verbesserungsbedarf

besteht. So wurde zum Beispiel ge-

raten, EU-Mindeststandards für

Rechtshilfe zu schaffen und finan-

zielle Unterstützung einzurichten.

Vielleicht wird es ja hier in naher

Zukunft Verbesserungen geben.

Die Arbeitsgruppe der UN, die an

einem verbindlichen Vertrag arbei-

tet, wird 2018 in die nächste Runde

gehen. Dabei sollen dann erste kon-

krete Vertragsentwürfe entstehen.

Man ist zuversichtlich, dass das Un-

ternehmen gelingen kann, zumal

von europäischer Seite die Notwen-

digkeit einer verbindlichen Regelung

ebenfalls immer mehr gesehen wird.

Bleibt nur zu hoffen, dass sich

dann auch Deutschland an der Um-

setzung beteiligt.

„Treaty Alliance“, mit einer Unter-

gruppe in Deutschland, aus ver-

schiedenen NGOs, die sich für ei-

nen Vertrag mit rechtsverbindlichen

Regelungen für die Einhaltung von

Menschenrechten durch Unterneh-

men einsetzt. Amnesty International

ist zwar kein offizielles Mitglied, un-

terstützt aber das Vorhaben der

Treaty Alliance. So sagte Salil Shetty,

der internationale Generalsekretär

von Amnesty, 2015 in einem Inter-

view mit dem Guardian, dass der

Vertrag jeden Staat verpflichten soll-

te, Gesetze zu verabschieden, die

Unternehmen zur Einhaltung ihrer

Sorgfalt bezüglich Menschenrechten

rechtsverbindlich verpflichten, und

Sanktionen und Haftungen einzu-

führen, wenn die Unternehmen sich

nicht an ihre Verpflichtung halten.

Die UN-Leitprinzipien sind für ihn

nicht ausreichend. „The reality is

that governments and businesses

alike have failed to make the guiding

principles meaningful.“

Problem: der Zugang zur 
Rechtshilfe

Mittlerweile hat die Arbeitsgruppe

ihre dritte Sitzung abgehalten, zu-

letzt Ende Oktober. Dabei wurde

vor allem auch auf  das große Prob-

lem der fehlenden Rechtshilfe auf-

merksam gemacht. Gabriela Quija-

no von Amnestys Internationalem

Sekretariat drückte Sorge darüber

aus, dass in den Staaten, in denen

die Unternehmen ihren Sitz haben,

Gerichtsverfahren über Schäden, die

durch sie im Ausland entstanden

sind, nicht gerne gesehen werden. 

Diese Erfahrung machte auch das

European Center for Constitutional

and Human Rights (ECCHR), das

von Menschenrechtsanwälten ge-

gründet wurde. Es stellte zum Bei-

spiel 2010 gegen das deutsche Un-

ternehmen Lahmeyer Strafanzeige

in Frankfurt. Dieses war maßgeblich

am Bau des Merowe Staudamms im

Nordsudan beteiligt. Dort mussten

tausende Familien fliehen, weil da-

bei ein bewohntes Gebiet über-

schwemmt wurde. Die Regierung

hatte die Umsiedlung nicht rechtzei-

Clara Schneiderhan



„I don`t care about human
rights“

Mehr als 10 000 Menschen sind
Dutertes Drogenkampf  bereits zum
Opfer gefallen. Dabei wurden
rechtsstaatliche Prinzipien außer
Kraft gesetzt. Kleinkriminelle oder
Verdächtige werden ohne gerichtli-
chen Prozess hingerichtet.  Die Ge-
walt richtet sich vor allem gegen die
arme Bevölkerung des Landes. Eini-
ge Menschen werden  auf  offener
Straße erschossen, so dass Bewoh-
ner im Morgengrauen leblose Kör-
per auf  dem Asphalt finden. Lange
wurde die Gewalt durch die Polizei
und das Militär ausgeübt, doch Du-
terte stachelte auch seine Anhänger
an, das Gesetz selbst in die Hand zu
nehmen und jeden Drogenverdäch-
tigen zu töten. Das Land ist zu einer
Hochburg der Selbstjustiz gewor-
den, in der Milizen bewaffnet durch
die Straßen ziehen. „I don’t care
about human rights, you better be-
lieve me“, sagte Duterte und ver-
heimlicht folglich nicht, wie wenig
er Menschenrechte achtet. Die Kon-
sequenz ist, dass zahlreiche Men-
schen, darunter vor allem junge
Männer, die unter Verdacht stehen,
Methamphetamine zu verkaufen
oder selbst zu konsumieren, getötet
werden. Die Täter selbst haben
nichts zu befürchten, denn sie wer-
den für ihre Taten nicht zur Rechen-
schaft gezogen.  

Ins Visier des Präsidenten sind
auch Journalisten und Menschen-
rechtsaktivisten geraten. Laut Re-
porter ohne Grenzen wird die Lage
von Journalisten auf  den Philippi-
nen als „schwierig“ eingestuft. In
der 2017 erstellten Rangliste der

Pressefreiheit nimmt das Land Platz
127 von insgesamt 180 Plätzen ein.
Auch Menschenrechtsaktivisten se-
hen sich massiver Diskriminierung
und Bedrohung ausgesetzt. Eine
von ihnen ist Zara Alvarez. Sie ist
ausgebildete Lehrerin und begann
früh, sich als politische Aktivistin zu
engagieren. Sie arbeitete für ver-
schiedene Nichtregierungsorganisa-
tionen auf  Negros, einer Insel der
Philippinen. Von 2004 bis 2012 er-
hielt sie immer wieder anonyme
Nachrichten, dass sie beobachtet
werde. Sie warf  der philippinischen
Armee und Polizei unterschiedliche
Delikte vor, was unter anderem
dazu führte, dass sie in der Öffent-
lichkeit als Terroristin und Kommu-
nistin bezeichnet wurde. Vergebens
versuchte sie Straftaten verschiede-
ner Offiziere und Polizisten anzu-
zeigen. Ihre Klagen wurden abge-
wiesen. 2012 wurde sie selbst des
Mordes bezichtigt und musste dafür
ins Gefängnis. 2014 kam sie gegen
Kaution frei, jedoch ist ihre Sicher-
heit weiterhin gefährdet, denn im-
mer wieder ist sie mit Anklagen
konfrontiert, die sie zurück ins Ge-
fängnis führen könnten. 

Andauernde Unsicherheit und
Angst

Ein weiteres Beispiel der Krimi-
nalisierung von Menschenrechtsak-
tivisten ist der Fall von Temogen
„Cocoy“ Tulawie, der sich in der
südlichen Provinz Sulu für Men-
schenrechte, die Demokratisierung
der Lokalpolitik, die Transparenz
der Regierung sowie speziell für die
Rechte von Bürgern einsetzt. Er
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Philippinen

Die Einschüchterung beginnt
langsam, aber sie ist von Anfang an
bedrohlich: Warnende Nachrichten,
man werde beobachtet. Es folgt der
Ratschlag, nicht aufzufallen, alles an-
dere könne Konsequenzen haben.
Konsequenzen, die das eigene Le-
ben gefährden. Zara Alvarez musste
diese Erfahrung machen. Sie ist eine
von zahlreichen Menschenrechtsak-
tivisten der Philippinen, die seit Jah-
ren bedroht und diskriminiert wer-
den. Einige haben diese Hetzjagd
nicht überlebt.  

Die Menschenrechte werden auf
den Philippinen zunehmend miss-
achtet. Mehrere politische Entschei-
dungen, das Aufkommen von Ex-
tremisten sowie unkontrollierbare
Milizen führen zu einer andauern-
den Ausnahmesituation, die für den
Tod und die Vertreibung zahlreicher
Menschen verantwortlich ist. Es ist
der philippinische Präsident Rodrigo
Duterte, der die Menschenrechte au-
ßer Kraft setzt – nämlich durch den
von ihm erklärten Krieg gegen den
Konsum und Handel von Drogen.
2016 zum Präsidenten gewählt, re-
giert der 72-Jährige seither mit bru-
taler Hand. Bereits während des
Wahlkampfes hatte der langjährige
Bürgermeister der süd-philippini-
schen Stadt Davao ein hartes
Durchgreifen im Kampf  gegen die
Drogen angekündigt. Dessen
Durchsetzung lässt nun Menschen-
rechtskonventionen, wie zum Bei-
spiel die Allgemeine Erklärung der
Menschenrechte von 1948, welche
auch von den Philippinen unter-
zeichnet wurden, in einem Meer aus
Blut versinken. 

Kampf gegen das politische Machtgefüge

Die Situation der Menschenrechte auf den Philippinen hat sich seit der Wahl von Rodrigo Duterte

zum Präsidenten drastisch verschlechtert. Duterte führt einen gnadenlosen Krieg gegen Drogen –

doch dahinter verbirgt sich eine Tötungsmaschinerie. Dieser fallen zahlreiche Menschen zum Opfer.

Menschenrechtsorganisationen wie das International Peace Observer Network (IPON) engagieren

sich auf den Philippinen, um Menschenrechtsverteidiger vor Diskriminierung und unrechtmäßigen

Verhaftungen zu schützen. Der folgende Artikel beschäftigt sich mit Dutertes Drogenkrieg und der

Kriminalisierung von Menschenrechtsaktivisten.  
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gründete unter anderem

die Menschenrechtsorga-

nisation Bawgbug. Auf-

grund seines Engage-

ments wurde er 2009

fälschlicherweise als

Drahtzieher eines Bom-

benanschlags auf  den

Gouverneur von Sulu be-

schuldigt.  Obwohl es kei-

ne Beweise für eine Betei-

ligung an diesem Anschlag

gab, verbrachte Tulawie

dreieinhalb Jahre im Ge-

fängnis. Hier zeigt sich,

wie Menschenrechtsakti-

visten durch falsche Be-

hauptungen und haltlose

Anklagen gezwungen wer-

den sollen, ihren Kampf

für Gerechtigkeit und

Menschenrechte aufzuge-

ben. 

Im Jahr 2017 schrieb Tulawie eine

Petition zur Absetzung der Staatsan-

wältin Annie Marie Pierreangeli P.

Ledesma. Diese reagierte mit einer

Klage gegen den Aktivisten und be-

schuldigte ihn, an der Entführung

des deutschen Journalisten Andreas

Lorenz im Jahr 2000 beteiligt gewe-

sen zu sein. Zeugen, die gegen Tula-

wie aussagten, stehen in enger Ver-

bindung zum Gouverneur von Sulu.

Seit Mai 2017 liegt ein Haftbefehl

gegen Tulawie vor. Ihm nahestehen-

de Personen berichten, dass er in

ständiger Unsicherheit und Angst

lebe. 

Das Schicksal der Menschen auf

den Philippinen hat international

Aufmerksamkeit erregt. Internatio-

nale Menschenrechtsorganstationen

beobachten die Lage im Land. Eine

dieser Organisationen ist das Inter-

national Peace Observer Network

(IPON), das  2006 gegründet wurde

und seine Aufmerksamkeit auf  die

philippinischen Regionen Mindanao

und Negros konzentriert. Durch

ihre Arbeit wollen die Mitglieder

von IPON die Verteidiger der Men-

schenrechte beschützen und die

Durchsetzung fundamentaler Rechte

fördern. Dafür sendet die junge Or-

ganisation Menschenrechtsbeobach-

ter ins Krisengebiet. IPON pocht

kert ist und nicht im luftleeren

Raum stattfindet“, berichtet

Dominik Hammann. Seit 2015

lebt und arbeitet er auf  den

Philippinen. Gab es schon vor

den Wahlen 2016 Ungerech-

tigkeit und Verstöße gegen die

Menschenrechte, hat Präsident

Duterte die Lage nochmals

verschärft: „Mit schockieren-

der Geschwindigkeit hat sich

die Menschenrechtssituation

seitdem verschlechtert und

sich das Land in eine de-facto-

Diktatur gewandelt“, so Ham-

mann. Zwei neue Gesetze

wurden ins Parlament einge-

bracht: Die Wiedereinführung

der Todesstrafe und die He-

rabsetzung der Strafmündig-

keit von Jugendlichen von 15

auf  9 Jahren. 

Anti-Menschenrechtsdiskurs der
Regierung

Die Organisation IPON konzen-

triert ihre Arbeit auf  die zunehmen-

de Kriminalisierung von Aktivisten,

da sich in den vergangenen Jahren

die Anzahl konstruierter Anklagen

drastisch erhöht hat: „Durch die

neuen Entwicklungen unter Duterte

hat sich jedoch auch in unserer Ar-

beit der Schwerpunkt verschoben.

Durch den Anti-Menschenrechtsdis-

kurs der Regierung besteht ein aku-

tes Schutzbedürfnis seitens unserer

Partner und Menschenrechtsaktivis-

ten, sei es, wenn es um digitale Si-

cherheit gegen Cyber-Attacken geht

oder physische Sicherheit der Per-

son. Die derzeitige Kultur der Ge-

walt birgt die immense Gefahr, dass

die Regierung auch gezielt gegen

Menschenrechtsaktivisten vorgehen

wird. Duterte selbst hat dies bereits

öffentlich angedroht“, resümiert

Hammann. „Der Kampf  um Men-

schenrechte auf  den Philippinen ist

ein Kampf  für soziale Gerechtigkeit

und rüttelt fundamental am politi-

schen Machtgefüge.“ Duterte könn-

te folglich umso entschlossener ver-

suchen zu verhindern, dass seine

Macht ins Wanken gerät. 

Janina Hirsch

darauf, dass ein Staat, der die Men-

schenrechtskonventionen unter-

zeichnet hat,  diese auch umsetzen

und fördern muss. Ist dies nicht der

Fall, dokumentieren und veröffentli-

chen die IPON-Beobachter die

Menschenrechtsverletzungen. So

stellen sie sicher, dass eine breite

Masse an Menschen davon erfährt.

Auf  den Philippinen ist eine solche

Arbeit wichtiger denn je. 

Dominik Hammann ist Projekt-

und Landeskoordinator bei IPON

und leitet das Büro in der Haupt-

stadt Manila. Er betreibt vor allem

Anwaltschaft für Menschenrechte

mit besonderem Schwerpunkt auf

philippinischen Menschenrechtsver-

teidigern, zudem ist er Ansprech-

partner für NGOs sowie für philip-

pinische und internationale Akteure.

2011 reiste er zum ersten Mal als

Menschenrechtsbeobachter auf  die

Philippinen. Im Rahmen seiner Zu-

sammenarbeit mit unterschiedlichen

Bauernorganisationen, die für das

Recht auf  Land und Nahrung ein-

traten, sah er sich bereits mit Schi-

kanen, Gewalt und Formen von ad-

ministrativen und physischen Re-

pressionen gegen die Bewohner

konfrontiert. „Dabei habe ich fest-

gestellt, dass der Kampf  für Men-

schenrechte sozio-politisch veran-

Mehr als 10 000 Menschen sind Dutertes Drogenkampf  
bereits zum Opfer gefallen. 

Bild entnommen aus dem Amnesty-Bericht:  „If  you are poor, you are killed“–
Extrajudicial executions in the Philippines „War on drugs“, 2017.



ihre Rechte. Außerdem schieben Re-
gierungen oft das Argument des
„Fortschritts“ oder „Naturschutzes“
vor, was sich ohne den Hintergrund
der Indigenen zunächst positiv liest. 

Beim ersten Kontakt indigener
Völker mit Außenstehenden kom-
men die Indigenen mit neuen
Krankheitserregern in Verbindung.
Menschen aus industriell-entwickel-
ten Regionen sind meist dagegen ge-
impft oder von Geburt an dagegen
immun. Indigene Menschen hinge-
gen sind nur gegen die Krankheiten

immun oder geschützt, mit denen
ihr Immunsystem zu tun hatte. Da-
her stecken sie sich beim ersten
Kontakt oft an, z.B. mit Pocken,
Masern, Röteln, Malaria, Grippe,

Polio und Tuberkulose, au-
ßerdem mit sexuell übertrag-
baren Krankheiten wie Aids,
von denen sie nichts wissen. 
So wurde beispielsweise die
Zahl der Aborigines, die Ur-
einwohner Australiens, von
Beginn der Kolonialisierung
bis zum Jahr 1930 von
750.000 auf  nur 70.000 redu-
ziert, also um etwa 90%. Dies
ist vor allem auf  Epidemien
zurückzuführen, außerdem
auf  den Schock der plötzli-
chen Invasion und einen
Rückgang der Fruchtbarkeit.
Einen erheblichen Anteil hat-
ten aber auch Sklaverei und
Gewalt, außerdem gab es
Selbstmorde, da einige den
Willen zu leben verloren hat-
ten. 
Ähnlich erging es auch einer
Yanomami-Gemeinschaft in
Roraima in Brasilien, welche
durch Masern komplett ver-
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Ein wichtiges Bedürfnis indigener
Völker ist die Möglichkeit, auf  ih-
rem heimischen Land bleiben zu
dürfen, es zu nutzen und mit weni-
gen bis gar keinen Fremden, vor al-
lem Wilderern und „Rohstoffjä-
gern“, teilen zu müssen. Völker, die
auf  ihrem Land bleiben konnten,
sind allgemein gesünder und glückli-
cher als die Umgesiedelten, teilweise
sogar glücklicher als der Durch-
schnittsbürger industriell entwickel-
ter Länder. Dies geht sogar so weit,
dass der Stamm der Massai aus Ost-
afrika eine ähnlich hohe Zu-
friedenheitsrate hatte, wie die
400 reichsten Amerikaner aus
der Forbes-Liste.

Wenn andererseits ein Volk
umgesiedelt wird, ist eine
dramatische Verschlechte-
rung des Gesundheitszu-
stands und der Zufriedenheit
zu beobachten. 

Das Land wird den indige-
nen Bewohnern oft durch
Zwang genommen; sie wer-
den umgesiedelt, ohne ge-
fragt oder informiert zu wer-
den. Das Recht auf  ihr Land
wird meist nicht anerkannt.
Sie werden im Namen des
Fortschritts vertrieben, um
beispielsweise Minen, Planta-
gen, Staudämme oder gar
Nationalparks zu errichten.
Da sie Minderheiten und we-
nig bis gar nicht in Regierun-
gen vertreten sind, kümmert
sich auch kaum jemand um

Fortschritt tötet 

In vielen Teilen der Welt hält der Fortschritt Einzug oder ist bereits seit Jahren fester Bestandteil

des Landes und der Kultur. Im Zuge dieses „Fortschrittes“ leiden viele indigene Stämme unter dem

Image des „zurückgebliebenen Wilden“, den es zu assimilieren gilt. Viele werden zwangsumgesie-

delt und bekommen eine Lebensweise aufgezwungen, die weder passend noch gesund für sie ist.

Weltweit lässt sich bei indigenen Völkern ein schlechter Gesundheitszustand, sowohl physisch als

auch psychisch, feststellen. Es gibt noch 150 Millionen von ihnen, auch wenn die Zahlen weiter sin-

ken. Dennoch sind sie ein nicht unbeachtlicher Teil der Weltbevölkerung, dem dieselben Rechte zu-

kommen sollten, wie jedem anderen Menschen auch. Außerdem sollte auf die Bedürfnisse der Indi-

genen eingegangen werden, um sie nicht weiter zu dezimieren – wie es mancherorts bereits bis hin

zum kompletten Aussterben geschehen ist.

„We are not poor or primitive.

We Yanomami are very rich. Rich

in our culture, our language and

our land. We don’t need money

or possessions. What we need

is respect: respect for our culture

and respect for our land rights. “

Davi Kopenawa Yanomami, Brazil 1995

Die Traditionen zu erhalten ist wichtig, da sie einen Teil der
Identität indigener Völker ausmachen. 

Foto: Sergei Ivanovich Borisov, http://www.sibheritage.nsc 



9

Indigene Völker – Fortschritt tötet

Penan, Malaysia

Auf  dem Land der Penan wur-
den große Teile des Regenwaldes
gefällt, der ihr Zuhause war. Au-
ßerdem wurde das Trinkwasser
durch die Holzfäller verschmutzt,
z.B. durch Öl, Schwemmstoffe und
Müll. Vor diesem Eingriff  in ihr
Leben war es für die Penan leicht,
Nahrung in ihrem Regenwald zu
finden. Seither verschlechterte sich
die Lage, viele waren hungrig und
bekamen Bauch- und Kopfschmer-
zen von den Giftstoffen im Wasser
und in der Nahrung. Außerdem
zeigten sich Hautkrankheiten und
allergische Reaktionen. 

Frauen berichteten, dass sie ihre
Kinder nicht mehr stillen konnten,
da sie wegen der knappen Nah-
rung nicht genug Milch hatten.
Viele der bisher benutzten Pflan-
zen waren kaum noch zu finden,
da sie abgeholzt oder anderweitig
vernichtet worden waren. 

Sengwer, Kenia

Die Sengwer wurden seit den
1980ern kontinuierlich aus ihrem
Wald vertrieben, was im Januar
2014 seinen Höhepunkt in mas-
senhaften Zwangsräumungen fand,
um die letzten Bewohner aus dem
Wald zu vertreiben. Dabei wurden
etwa 800 Häuser von den keniani-
schen Behörden zerstört.

Diese berufen sich auf  den Um-
weltschutz. Die Regierung behaup-
tet, der Wald sei stark beschädigt,
weshalb menschliche Besiedlung
sofort eingestellt werden müsse.
Sie behauptet außerdem, diesen
Prozess mit den Sengwer abge-
sprochen zu haben. All dies ver-
stößt gegen eine vom Hohen Ge-
richt ausgesprochene einstweilige
Verfügung, die ein Pausieren des
Prozesses vorsieht, bis die Rechte
der Sengwer eindeutig geklärt sind.

Wer für die Zerstörung des Wal-
des verantwortlich ist, kann nicht 

eindeutig festgestellt werden. Den-
noch ist es wahrscheinlicher, dass
solche Schäden von nicht-indige-
nen Gruppen verursacht werden.
Die Sengwer haben bisher gut für
ihre Umwelt gesorgt, zum Beispiel
durch ihre Bienenvölker, die die
Ausbreitung vieler indigener Pflan-
zensorten fördern.

Die Vertriebenen leben nun in
großer Armut. Sie erhielten keine
Entschädigung für die Vertrei-
bung, zu der außerdem nur die
männlichen Familienoberhäupter
berechtigt wären. Zehn bis fünf-
zehn Personen teilen sich nun ei-
nen Raum als Wohnung, da sie
sich mehr nicht leisten können. Es
wurde außerdem von sexuellen
Übergriffen berichtet. Die Schul-
leiter berichten zudem, dass die
Leistungen der Kinder in der
Schule deutlich abnahmen, was
auf  die Probleme zu Hause zu-
rückzuführen ist.

Diejenigen die bleiben, weil sie
vom traurigen Schicksal der ande-
ren gehört haben, leben nun in im-
provisierten Unterständen, denn
ihre Häuser wurden zerstört und
würden wieder zerstört werden,
wenn sie diese neu aufbauen wür-
den. Sie selbst befinden sich außer-
dem in Gefahr, festgenommen zu
werden. Sowohl die Festnahmen
als auch die Zerstörung der Unter-
künfte verstoßen gegen die Verfü-
gung des Gerichts.

Der Wald ist ein geschlossenes
Gebiet, das unter dem „Schutz der
Regierung“ steht. Journalisten ha-
ben hier keinen Zutritt. Amnesty
International wurde der Zugang
nur unter Aufsicht der Wächter ge-
stattet, welche für die Zerstörung
der Häuser verantwortlich sind.
Der Sengwer Menschenrechtsver-
teidiger Elias Kimaiyo wurde im
April angeschossen und geschla-
gen, sein Laptop und seine Kame-
ra wurden beschlagnahmt, nach-
dem er die Wächter beim Nieder-
brennen der Hütten gefilmt hatte. 

Jarawa, Indien

Die Bevölkerung der An-
damanen-Inseln lebt zum Teil seit
55 000 Jahren dort. Heute sind nur
noch 400 von ihnen übrig. Sie kön-
nen in ihren Wäldern jagen und le-
ben gut, da Umsiedlungspläne und
erzwungenes Sesshaftwerden ver-
hindert werden konnten. 

Allerdings stören Touristen den
Frieden der Jarawa, denn durch ihr
Gebiet führt eine Straße. Touristen
fahren dort wie durch einen Safari-
park, um sich die „Wilden“ anzu-
schauen. Wilderer und Siedler
stehlen Wild, welches die Jarawa
zum Überleben brauchen. Außer-
dem wurden Jarawa-Frauen von
Wilderern und Busfahrern gejagt
und sexuell missbraucht.

2002 wurde die Schließung der
Straße durch den Obersten Ge-
richtshof  Indiens angeordnet, al-
lerdings ist diese weiterhin geöff-
net. Es sollte außerdem bis 2015
eine alternative Seeroute eröffnet
werden, damit die Touristen kei-
nen Grund mehr vorgeben kön-
nen, diese Straße zu benutzen.
Diese Route liegt im Zeitplan sehr
weit zurück, weshalb immer noch
die Straße benutzt wird. Außerdem
sollten Wilderer vor Gericht verur-
teilt werden, was bisher nicht ge-
schah. 

Kontakt-Mission in 

Brasilien

In den 1970ern kontaktierte die
brasilianische Regierung viele
Stämme und lockte sie mit Ge-
schenken an, um friedlich Kontakt
herzustellen. Sie bedachte aller-
dings nicht die gesundheitlichen
Folgen, weshalb bei den Suruí von
363 Menschen innerhalb von drei
Jahren 193 starben. Bei den Para-
kanã war es zunächst ein Drittel,
woraufhin die Regierung sie in Re-
servate brachte, was den Rückgang
der Bevölkerung noch verstärkte. 



schiedene Pflanzen bilden die Nah-
rungsgrundlage indigener Gemein-
schaften). In den Siedlungen, in de-
nen sie untergebracht werden, sind
die hygienischen Zustände oft
schlecht, sie befinden sich häufig in
Slums oder am äußersten Rand von
Städten. Funktionierende Wasser-
versorgung, Abwasser, Kochstellen
und die Möglichkeit zur Hygiene
sind vielerorts nur eingeschränkt ge-
geben. Zudem leben dort viele
Menschen auf  engem Raum, was
die Ausbreitung von Krankheiten
noch begünstigt. Auch die Nähe zu
domestizierten Tieren begünstigt
Krankheiten, wie z.B. durch Parasi-
ten. Hautprobleme von verschmutz-
ter Kleidung, Durchfallerkrankun-
gen von unsauberem Wasser und
schlechter Ernährung bis hin zu
Grippe- und Cholera-Epidemien
sind die Folgen. 

Bis zur Umsiedlung ernähren sich
indigene Gemeinschaften sehr ei-
weißreich, salz- und zuckerarm und
mit vielen verschiedenen Pflanzen.
Diese Ernährung deckt alle Vitami-
ne gut ab und enthält zudem wenig
Kohlenhydrate. Rationen von der
Regierung oder billig gekaufte Nah-
rungsmittel sind dagegen weniger
reich an Vitaminen (diese beschrän-

ken sich oft auf  etwas Dosenobst)
und bestehen zum Großteil aus
günstigen, kohlehydratreichen Le-
bensmitteln wie Reis oder Mehl.
Dies führt zu Karies, Mangelernäh-
rungen und höherer Sterblichkeit,
vor allem unter Kindern. Auch In-
fektionen wie Mittelohrentzündun-
gen sind zum Teil unter den Kin-
dern weit verbreitet, sodass bei-
spielsweise nur 7% der Aborigine-
Kinder ein normales Hörvermögen
entwickeln.

Das Sesshaftwerden führt auch zu
einem dramatischen Anstieg von Zi-
vilisationskrankheiten wie Überge-
wicht, Diabetes, Krebs und Herzer-
krankungen. Dies ist vor allem auf
die Umstellung von fast ganztägiger
Bewegung auf  vorwiegend sitzende
Tätigkeiten zurückzuführen. Auch
die Ernährungsumstellung spielt
eine Rolle. Außerdem nimmt der
Stress zu, da man sich irgendwie
„über Wasser“ halten muss. 

Indigene Gemeinschaften profi-
tieren zudem kaum vom Fortschritt
der Medizin, da sie meist zu teuer
für sie ist. Sobald indigene Gemein-
schaften sesshaft gemacht werden,
gehören sie zu den Ärmsten der Ar-
men. Davor hatten sie zwar auch
kein Geld, waren jedoch reich an
Nahrung und Medizin, hatten ein
gutes Auskommen und konnten vie-
le Krankheiten heilen.

Einmal umgesiedelt können sie
sich kaum Medizin leisten. Außer-
dem werden sie in Krankenhäusern
oft diskriminiert oder fühlen sich
unwohl, weil sie die Sprache nicht
verstehen und nicht nachfragen
können, was passiert. Zudem setzt
Heilung für sie auch die Hilfe der
Gemeinschaft voraus, was in der
Isolation des Krankenhauses eben-
falls fehlt. Die Papuan aus Neugui-
nea hatten in Krankenhäusern so
viele Probleme, dass sie sie als „Höl-
le“ und „Ort des letzten Atemzugs“
beschrieben.

Ein weiteres Problem ist die Ab-
hängigkeit von Alkohol, Tabak und
anderen Drogen, deren Missbrauch
durch die widrigen Lebensumstände
begünstigt wird. Dadurch entstehen
auch neue Krankheiten. Allein unter

10

Indigene Völker – Fortschritt tötet

nichtet wurde. Andere Dörfer in
dieser Gegend erfuhren einen Be-
völkerungsrückgang um bis zu 70%
durch Krankheiten, die von Straßen-
bauarbeitern eingeschleppt worden
waren.

Die Invasion der Europäer auf
dem amerikanischen Kontinent en-
dete ebenfalls für 90% der indigenen
Bevölkerung tödlich.

Epidemien treffen Gemeinschaf-
ten schwer: Mehr Leute werden
bettlägrig, sie können kein Wasser
und keine Nahrung mehr beschaf-
fen. Es gibt Fehlgeburten und To-
desfälle. Je mehr Mitglieder ausfal-
len, umso weniger Menschen kön-
nen noch versorgt werden. Hinzu
kommt, dass die indigene Medizin
nicht für diese neuen Krankheiten
ausgelegt ist. Wenn das Land auch
noch gleichzeitig ausgebeutet wird,
werden die Bewohner um ihre Res-
sourcen gebracht – Nahrung und
Medizin sind dann kaum noch zu
finden. Noch schlechter geht es den
umgesiedelten Gemeinschaften, die
nicht auf  ihr Land zurück dürfen,
um dort das Lebensnotwendige zu
beschaffen.

Der Verlust ihres Landes führt
auch zum Verlust ausgewogener
Nahrungsquellen (bis zu 500 ver-

Aus der Ferne zu fotografieren schadet nicht, erzwungener Kontakt mit einer ganz neuen
Welt allerdings schon. 

Foto: Gleilson Miranda / Governo do Acre /www.flickr.com
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den Inuit in Alaska stieg die Lun-
genkrebsrate zwischen 1950 und
1980 um 550% an. 

Die Überlebensrate bei Krebs von
indigenen Menschen ist außerdem
deutlich niedriger als die von Nicht-
Indigenen. In Mexiko überleben nur
46% der indigenen Frauen länger als
fünf  Jahre nach einer Brustkrebsdi-
agnose. Aus der weißen Bevölke-
rung sind es immerhin 76% der
Frauen.

Die Abhängigkeit von Substanzen
wie Alkohol wird vor allem durch
psychische Probleme hervorgerufen.
Diese sorgen auch für einen drasti-
schen Anstieg der Selbstmordrate in
allen Altersgruppen. Ältere Men-
schen fühlen sich nutzlos, da sie zu-
vor für die Jüngeren Lehrer waren
und der Gesellschaft trotz abneh-
mender Kräfte immer noch gute
Dienste leisten konnten. In den
Siedlungen können sie kaum noch
Beiträge leisten, außerdem nehmen
ihre Kinder und Enkel viele Strapa-
zen auf  sich, um sie zu ernähren. Sie
fühlen sich nutzlos und als Bürde,
Selbstmord ist der einzige Ausweg.
Drogen mindern zumindest das
schlechte Gefühl. 

Aber auch junge Menschen blei-
ben von den psychischen Folgen
nicht verschont. Sie wachsen in ei-
ner Gemeinschaft auf, die ihre Wur-
zeln und den Sinn ihres Lebens ver-
loren hat und nur noch ums Überle-
ben kämpft. Sie erleben Gewalt und
Tod und haben nichts, was sie in ih-
rer Identität bestätigt. Sie sind ab-
hängig von Regierungen und sam-
meln zum Teil Essen von Müllhal-
den. Viele werden depressiv, gewalt-
tätig oder nehmen sich das Leben.
Die Suizidraten indigener Menschen
sind deutlich höher und liegen zwi-
schen 180 bis 396 auf  100.000 Per-
sonen bezogen, im Vergleich zu we-
niger als 50 unter den nicht-indige-
nen Menschen.

Aus all diesen Gründen wäre es
sinnvoll, indigenen Menschen ihr
Land zu lassen und ihnen so die
Möglichkeit zu geben, unabhängig
zu bleiben. Wilderer, Holzfäller und

Zusammenarbeit „westlicher“ Medi-
ziner mit den Schamanen und jun-
gen Leuten des Stammes zu för-
dern. So werden Mitglieder der Ge-
meinschaft medizinisch ausgebildet.
Ein Krankenhausaufenthalt kann
auf  diese Weise oft vermieden wer-
den. Krankenhäuser könnten außer-
dem ein freundlicheres Klima schaf-
fen, indem sie ihr Personal entspre-
chend schulen, auf  die Bedürfnisse
der Menschen eingehen und Infor-
mation in deren Sprache anbieten,
sollte ein Krankenhausaufenthalt
doch notwendig sein.

Auch sonst kann Bildung Seite an
Seite mit den Traditionen und dem
lokalen Wissen gelehrt werden, so-
dass sowohl die Bindung zum Wald
und das Wissen zum Überleben als
auch Alphabetisierung und Schulbil-
dung vermittelt werden.

Generell sollten bei allen Projek-
ten die Bedürfnisse der Personen
berücksichtigt werden, denen das
Projekt helfen soll. Hierfür reicht es
nicht aus, den eigenen Vorurteilen
entsprechend Pläne zu entwerfen.
Man sollte sich stattdessen mit den
Menschen beraten, für die das Pro-
jekt sein soll, sich ihre Bedürfnisse,
Wünsche und Bedenken anhören.
Im Dialog ließen sich viele Miss-
verständnisse und Vorurteile ver-
meiden, die zu den bisherigen Prob-
lemen geführt haben.

Außerdem sollten wir unseren
Konsum deutlich überdenken und
einschränken. Je weniger Rohstoffe
benötigt werden, umso wahrschein-
licher wird es, dass die Gebiete indi-
gener Menschen nicht für die Roh-
stoffbeschaffung benötigt werden.
Unternehmen hätten infolgedessen
auch weniger Grund, diese Gebiete
aufzukaufen. 

Zudem wäre es sinnvoll, wenn
Regierungen Gesetze zum Schutz
solcher Gebiete erlassen würden, die
derartige Eingriffe verhindern oder
zumindest verbieten.

Sabrina Bucher

Mehr Informationen zum Thema auf

https://www.survivalinternational.de

sogar Naturschutzprojekte vom
Wald fernzuhalten, würde außerdem
dafür sorgen, dass genug Nahrung
vorhanden ist und auch gejagt und
gesammelt werden darf. Zudem ver-
schmutzen die Indigenen nicht die
Gewässer und Umwelt mit Chemi-
kalien.

Was den Umweltschutz anbelangt,
braucht es dafür keine National-
parks, solange sich ein indigenes
Volk um die Natur in diesem Gebiet
kümmert. Indigene leben deutlich
mehr im Einklang mit der Natur
und nehmen nur in Zeiten von Dür-
ren und Hungersnöten mehr aus der
Natur, als diese gut regenerieren
kann. In der Präambel der UN-Er-
klärung der Rechte indigener Völker
steht: „… Respekt für indigenes
Wissen, Kultur und traditionelle
Methoden tragen zu einer nachhalti-
gen und vernünftigen Entwicklung
und einer geeigneten Verwaltung
der Umwelt bei...“ (Übersetzung
durch die Autorin). Indigene Ge-
meinschaften sollten nicht im Na-
men des Naturschutzes von ihrem
Land vertrieben werden, vielmehr
sollten Regierungen bei diesem The-
ma mit indigenen Gruppen koope-
rieren.

Gegen die eingeschleppten
Krankheiten hat es sich bewährt, die

Seit dem Eingriff  in ihr Leben verschlech-
tert sich die Situation der Penan. Viele

leiden Hunger. 
Quelle: Cayce, www.flickr.com



welche hauptsächlich aus Wasser

und Kieselerde bestehe. Forscher

der Universität Rio de Janeiros

konnten allerdings Reste von

Quecksilber, Eisen, Blei, Arsen und

Nickel nachweisen.  

Die letzten Messungen

Die letzten Messungen fanden im

Dezember 2016 sowohl am Fuße

des Flusses als auch am Strand

Ragência statt. Die Ergebnisse wur-

den nun veröffentlicht. Die Analy-

sen an der Flussmündung des Rio

Doce weisen höhere Metallwerte im

Wasser auf, weshalb das Fischen in

der Region weiterhin verboten

bleibt. Zwar sind die Analysen noch

nicht komplett abgeschlossen, den-

noch können die Fischer bereits ei-

nige Schlüsse ziehen. Einer davon

ist, dass der verseuchte Schlamm

immer noch Auswirkungen auf  die

Charakteristiken des Wassers hat.

Die letzten Proben zeigen stark er-

höhte Metallwerte – fast in densel-

ben Proportionen wie der Schlamm,

der an der Küste ankam. Einige

Tage nachdem der Schlamm ange-

spült wurde, entdeckten die Fischer

im Meerwasser einen 20-fach über-

höhten Eisenwert und zehnmal

mehr Aluminium als normal. Zu-

nächst setzte sich der Schlamm am

Meeresgrund ab, worauf  sich die

Wasserqualität verbesserte. Aller-

dings war zu jener Zeit schon zu er-

warten, dass zur gewöhnlich am

Ende des Jahres erfolgenden Haupt-

regenzeit der Schlamm, der noch an

den Ufern und am Grund festsaß,

mitgerissen und zum Strand von

Ragência gespült wird. Allerdings

rechnete niemand mit einer so

enorm erhöhten Menge an Metall-

werten. Die Studien belegen somit,

dass der Anstieg der Metallwerte

nur auf  den durch den Dammbruch

verseuchten Schlamm zurückge-

führt werden kann. Der Schlamm

formt dabei eine Art Gel am Mee-

resgrund, welches sich je nach Strö-

mung verschiebt. Laut Geologe

Alex Bastos ist es sehr schwierig,

das Meer zu reinigen. Es wäre sinn-

voller, sich zunächst am verseuchten

Fluss zu versuchen, um somit zu

vermeiden, dass das Material über-

haupt erst im Meer ankommt. 

Schwerwiegende Folgen für das
indigene Volk der Krenak

Schwer von diesem Unglück be-

troffen ist das Volk der Krenak, eine

Gemeinschaft, die schon seit Jahr-

hunderten unter ihrer Verfolgung

leidet. Sie leben am Fluss des Rio

Doce, der die Grundlage für ihre

Kultur bildet. An jenem Fluss fin-

den  nicht nur ihre Rituale statt,

auch dient er als Lebensgrundlage,

indem das Volk dort fischt und jagt.

Somit wurde ihnen ein Grundpfeiler

ihrer Identität geraubt, was auch die

gerichtlich beschlossenen Entschä-

digungszahlungen nicht wettmachen

können. Das australisch-brasiliani-

sche Unternehmen Samarco wurde
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Brasilien

Vorgeschichte 

Im November des Jahres 2015

brachen in Brasilien zwei Dämme

eines Rückhaltebeckens einer Mine

des Betreibers Samarco in der Nähe

des Dorfes Bento Rodrigues im

Bundesstaat Minas Gerais. Auslöser

war anscheinend ein Erdbeben. Die

Folge? Eine riesige mit Schwerme-

tallen belastete Lawine – welche ca.

einem Volumen von 20.000 olympi-

schen Schwimmbecken entsprach –

überrollte die gesamte Flusslänge

und mündete letztlich im Atlantik.

Dabei starben 19 Menschen, Häuser

wurden zerstört und der Rio Doce,

was so viel wie „süßer Fluss“ bedeu-

tet, verwandelte sich daraufhin in ein

totes, wegen des hohen Eisengehalts

rotbraunes Gewässer mit absterben-

der Flora und Fauna. 

Die Behörden hielten sich zu dem

Vorfall lange bedeckt. Eine Veröf-

fentlichung genauer Zahlen unter-

blieb für lange Zeit. Anfangs wurde

sogar behauptet, es handele sich um

eine ungefährliche Schlammlawine,

Rio Doce – eine ökologische Katastrophe und ihre

weitläufigen Folgen

Der Dammbruch eines Mine-Rückhaltebeckens verwandelte den Rio Doce in ein totes, 
wegen des hohen Eisengehalts rotbraunes Gewässer mit absterbender Flora und Fauna.

Foto: © Alexandre Moreno / TerraSense / Greenpeace  
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2016 verurteilt, über zehn Jahre um-
gerechnet 4,6 Milliarden Euro Scha-
densersatz zu bezahlen. Die Famili-
en der Krenak erhalten nach eigenen
Angaben ca. 2.000 Euro im Monat,
was sie allerdings nicht davor be-
wahrt hat, in Alkoholismus und De-
pressionen zu verfallen, und das
ohne Aussicht auf  Besserung. Im
Juli 2017 wurde nämlich der Prozess
aufgrund eines Verfahrensfehlers
gestoppt. 

Die Verfolgungsgeschichte der
Krenak beginnt früh. König Johann
VI. bezeichnete sie während der
portugiesischen Kolonialherrschaft
als Kannibalen und erklärte darauf-
hin im Jahre 1808 die Vernichtung
der Krenak. Die überlebenden
Nachfahren wurden mehr als 150
Jahre später unter der Militärdiktatur
in Arbeitslager gebracht oder
zwangsumgesiedelt. Nach einem
langen Rechtsstreit erhielt das Volk
1997 schließlich 4.000 Hektar Land
zwischen den Dörfern Resplendor
und Consilhero Pena zurück, wo die
Gemeinschaft von ca. 500 Men-
schen bis heute lebt. 

Ein weiteres Gebiet ihrer Vorfah-
ren, um das sie seit 2015 kämpfen,
befindet sich am anderen Ufer des
Flusses. Allerdings steht noch im-
mer nicht fest, wann der Rio Doce
wieder nutzbar sein wird. Nach der
Umweltkatastrophe wurde das An-
geln am Fluss verboten, es wurden
Zäune installiert, die das Volk vom
Fluss fernhalten sollen. Ein noch
größeres Problem stellt sich für die-
jenigen, die in direktem Kontakt mit
dem Wasser stehen. Einer dieser
Menschen ist der 66-jährige Jose
Krenak. Er benutzt täglich sein
Boot, um Passagiere über den Fluss
zu bringen. Für ihn ist es daher un-
möglich, den Kontakt mit dem Was-
ser zu vermeiden, was schon
zu mehreren Folgeerkrankungen
führte. 

Zwar hat Samarco bereits 100
Wasserquellen und Vergabestellen
für Viehfutter installiert, auch fand
eine medizinische Versorgung für
die von der Katastrophe Betroffe-
nen statt. Dennoch sind die Maß-
nahmen für die Krenak unzurei-

dern internationale Experten sowie
UN-Sonderberichterstatter Knox
schon seit langer Zeit ein einheitli-
ches Regelwerk für die Lizenzverga-
be und Sicherheit im Bergbau. Und
was passiert in Brasilien? Genau das
Gegenteil: Etwa gleichzeitig mit
dem Dammbruch stimmte eine Se-
natskommission für „mehr Flexibili-
tät“ von behördlichen Überprüfun-
gen. Die Bergbau-Lobby kann sich
auf  fast 200 Parlamentarier im bra-
silianischen Kongress verlassen. An
dieser Stelle sei erwähnt, dass zu den
größten Spendern im Präsident-
schaftswahlkampf  der Bergbaugi-
gant Vale gehört, er kontrolliert die
Firma Samarco. Noch mehr Macht
besitzen nur die Agrarkonzerne. 

Letztlich handelt es sich bei der
Verseuchung des Rio Doce nicht
nur um eine ökologische Katastro-
phe: 19 Menschen starben, Unzähli-
ge werden noch immer vermisst, ca.
280.000 Menschen sind von der
Trinkwasserversorgung abgeschnit-
ten. Den Krenak ging die Grundla-
ge für die Existenz – wie etwa die
der Fischer – und der Spiritualität
verloren.  

chend. Die Staatsanwälte, die sich
für die Verteidigung der Stämme
einsetzen, fordern mehr Ausgleich
für die Umweltschäden und die mo-
ralischen Schäden, welche dem Volk
zugefügt wurden. 

Die Gefahr war nicht neu

Für viele Experten war der
Dammbruch nichts Unvorhersehba-
res. Bereits in Dokumenten aus dem
Jahr 2013 wies die Staatsanwalt-
schaft darauf  hin, dass das mittler-
weile von der Schlammlawine über-
rollte Dorf  Bento Rodrigues sich in
extremer Gefahr befinde und für die
Anwohner keine Sicherheitsvorkeh-
rungen getroffen würden. Außer-
dem wurden die Minen nur unzurei-
chend kontrolliert. Gerade bei den
Sicherheitsüberprüfungen und Um-
weltauflagen machen viele Bundes-
staaten Zugeständnisse. So sind im
Fall Samarco die Prüfberichte von
den Mitarbeitern der Mine selbst
verfasst worden und eben nicht von
unabhängigen Experten, wodurch
sie laut Jurist  Maurício Guetta wert-
los seien. Aus diesen Gründen for-

Die Vergiftung des Flusses nimmt dem Volk der Krenak die Lebensgrundlage.

© Nicoló Lanfranchi,  Amnesty International 

Christina Oberger



gung, vor allem bei Komplikationen
einer Geburt, da die Ärzte ebenfalls
mit Haftstrafen rechnen müssen.

Viele Frauen, die Fehlgeburten er-
litten haben, werden wegen Mordes
inhaftiert. Sie müssen mit bis zu 50
Jahren Haft und Anklagen wie
„schwerer Mord“ oder „unzurei-
chender Mutterinstinkt“ rechnen.
Allein in jüngerer Zeit wurden 17
Frauen wegen des Gesetzes verur-
teilt. Sie stammen alle aus ärmeren
und sozial benachteiligten Verhält-
nissen. Viele hatten wenig Zugang
zu medizinischer Versorgung. Alle
erlitten außerhalb des Krankenhau-
ses Komplikationen, weshalb sie
selbst dort medizinische Hilfe such-
ten oder dorthin gebracht wurden.
Sie alle wurden nach unfairen Ver-
fahren mit unschlüssigen oder
schwachen Beweisen und mangel-
hafter Verteidigung verurteilt. Au-
ßerdem wurden die Fälle von Staats-
anwälten und Richtern unzurei-
chend untersucht. Die Angeklagten
konnten sich auch keinen Rechtsan-
walt leisten. Alle wurden zu Haft-
strafen von bis zu 40 Jahren verur-
teilt.

Bisher sind nur zwei von ihnen
freigekommen, eine durch Begnadi-
gung, die andere wegen guter Füh-
rung, allerdings erst kurz vor Ende
ihrer Haft.

Erika Guevara-Rosas, Direktorin
der Amerika-Abteilung von Am-
nesty International, sagt dazu: „Das
absolute Abtreibungsverbot in El
Salvador verletzt die Rechte von
Frauen auf  Leben, Gesundheit, Pri-
vatsphäre, rechtsstaatlichen Prozess
und Freiheit von Diskriminierung,
Gewalt, Folter und anderer Miss-
handlung. Alle Frauen und Mäd-
chen, die einen Schwangerschaftsab-
bruch vorgenommen oder eine
Fehlgeburt erlitten haben, müssen

sofort und bedingungslos freigelas-
sen und das Abtreibungsgesetz
ohne weitere Verzögerung außer
Kraft gesetzt werden.”

Auch Theodora del Carmen Vás-
quez wurde nach einer Fehlgeburt
zu 30 Jahren Haft wegen Mordes
verurteilt. Im Interview sagte sie
Amnesty International, dass sie sich
sehr auf  ihre Tochter gefreut hatte.
Sie sagte außerdem, es sei unlogisch,
zuerst den Notruf  zu wählen, um
das Kind zu retten, und es dann
umzubringen. Die Richterin hat das
anscheinend wenig interessiert, auch
die Tatsache dass die Autopsie des
Babys keine Gewalteinwirkung erge-
ben hatte. Vásquez sagte: „Die
Richterin wollte mich von Anfang
an verurteilen“.

Sie berichtete außerdem über die
schlechten Haftbedingungen. 21
Frauen teilen sich eine Zelle, einige
schlafen auf  dem Boden. Anfangs
wurde sie von anderen Frauen als
Kindsmörderin beschimpft und so-
gar geschlagen. Mittlerweile hat sie
andere Opfer des Gesetzes kennen-
gelernt, sie unterstützen sich gegen-
seitig und machen einander Mut. 

Sie hofft, bald freizukommen und
ihren Sohn endlich wieder zu sehen.
Dieser ist mittlerweile 13 Jahre alt
und kann seine Mutter momentan
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El Salvador

In El Salvador gilt seit 1998 ein
striktes Abtreibungsgesetz. Abtrei-
bung ist dort unter allen Umständen
verboten, selbst wenn die Schwan-
gerschaft durch Gewalt entstanden
ist oder wenn durch sie ein Risiko
für die werdende Mutter besteht.
Zuvor war das Gesetz liberaler und
erlaubte in solch dringenden Fällen
eine Abtreibung, weshalb die Ände-
rung als starker Rückschritt zu wer-
ten ist, vor allem in einer Zeit, in der
sich andere Länder um liberalere
Gesetze zu diesem Thema bemü-
hen.

Auch Fehlgeburten werden als
Abtreibung gewertet und mit bis zu
50 Jahren Haft bestraft. 

Seit der Verschärfung des Geset-
zes ist die Zahl der Todesfälle durch
Schwangerschaften deutlich gestie-
gen. Frauen verbluten bei Kompli-
kationen während der Geburt,
trauen sich nicht ins Krankenhaus
oder bekommen dort unzureichend
Hilfe. Diejenigen, die bereits wissen,
dass sie die Geburt nicht überleben
werden, sterben an den Folgen ille-
galer Abtreibungen und auch die
Selbstmordrate unter schwangeren
Frauen ist drastisch gestiegen.

Frauen erhalten wegen des gene-
rellen Misstrauens gegen sie keine
ausreichende medizinische Versor-

Generalverdacht Abtreibung

„Das Anti-Abtreibungsgesetz El Salvadors verursacht nichts als Schmerz und Leid bei zahllosen

Frauen, Mädchen und ihren Familien. Es widerspricht den Menschenrechten und gehört weder in

dieses noch in irgendein anderes Land.”
Erika Guevara-Rosas, Direktorin der Amerika-Abteilung von Amnesty International

Die 19-jährige Evelyn Beatriz

Hernández Cruz wurde am 5. Juli

2017 wegen „schweren Mordes“

zu 30 Jahren Haft verurteilt. Sie

war vergewaltigt worden, hatte

dies aber aus Angst nicht ange-

zeigt. Schließlich wurde sie zu-

hause ohnmächtig und kam ins

Krankenhaus. Sie hatte bis dahin

nichts von ihrer Schwangerschaft

gewusst. Das Kind kam tot zur

Welt. Sie wurde daraufhin vom

Krankenhaus angezeigt.

Guadalupe war 18 Jahre alt und

hatte einen fünfjährigen Sohn, als

sie im neunten Monat eine Fehl-

geburt erlitt und beinahe verblute-

te. Ihr Arzt zeigte sie wegen Ver-

dachts auf versuchten Schwanger-

schaftsabbruch an. Sie bekam da-

raufhin eine Haftstrafe von 30

Jahren und saß bis zu ihrer Be-

gnadigung acht Jahre in Haft. Ihr

Urteil wurde dennoch nicht aufge-

hoben und sie gilt weiterhin als

Kindsmörderin.
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haben, als auf  Abtreibungen zu-
rückzugreifen, wenn sie andernfalls
an Schwangerschaft oder Geburt
sterben würden. 

Vor allem ärmere Frauen haben
keinen Zugang zu Verhütungsmit-
teln und erhalten keine sexuelle Auf-
klärung, weshalb sie sich nicht vor
Schwangerschaften schützen kön-
nen.

Außerdem hält das momentane
Gesetz Frauen davon ab, besonders
bei schweren gesundheitlichen
Problemen im Zusammenhang mit
einer Schwangerschaft, zum Arzt zu
gehen, da sie nicht wissen, ob sie
Hilfe oder eine Anzeige bekommen.
Ärzte hingegen halten aus Angst vor
einer Anzeige lebensnotwendige
Maßnahmen zurück, wenn nicht si-
cher ist, ob ein Schwangerschaftsab-
bruch vorliegt.

Eine Fehlgeburt allein ist ein
schwerer Schlag für Frauen welt-
weit, diesen zusätzlich durch unzu-
reichende medizinische Versorgung
und ungerechte Haft zu erschweren,
schafft unnötiges, zusätzliches Leid.

Abtreibungen stehen auch in an-
deren Ländern unter strikten Stra-
fen. So zum Beispiel in Chile, Haiti,
Honduras, Nicaragua, Surinam und
der Dominikanischen Republik. 

In Deutschland ist die gesetzliche
Regelung deutlich liberaler. Auch
hier ist der Schwangerschaftsab-
bruch grundsätzlich nach § 218
StGB strafbar, für die Schwangere
und den Arzt, der den Schwanger-
schaftsabbruch vornimmt. Der

Straftatbestand ist jedoch nicht ver-
wirklicht, wenn der Schwanger-
schaftsabbruch spätestens 12 Wo-
chen nach der Empfängnis vorge-
nommen wird und die Schwangere
sich durch eine staatlich anerkannte
Schwangerschaftskonfliktberatungs-
stelle beraten lässt. Diese Beratung
dient nach § 19 StGB dem Schutz
des ungeborenen Lebens und hat
das Ziel, die Schwangere zur Fort-
setzung der Schwangerschaft zu er-

mutigen und ihr Wege zur Konflikt-
bewältigung aufzuzeigen. Darüber
hinaus ist ein Schwangerschaftsab-
bruch – auch nach der 12. Schwan-
gerschaftswoche – nicht rechtswid-
rig, wenn eine Gefahr für das Leben
oder die Psyche der Mutter besteht
oder wenn das Kind im Rahmen ei-
ner Vergewaltigung oder eines sexu-
ellen Missbrauchs von Kindern
gezeugt worden ist. Dennoch ist
das Thema ein Tabu, Frauen wer-
den stigmatisiert und fühlen sich
schuldig.

Sabrina Bucher

nur ein- bis zweimal im Jahr sehen,
da die Fahrt zum Gefängnis zu teuer
ist.

Bereits im Oktober 2016 legte die
Nationale Befreiungsfront Farabun-
do Martí (FMLN) einen Entwurf
für eine Gesetzesreform vor. Die
Reform sieht vor, dass Schwanger-
schaftsabbrüche zumindest dann le-
gal sein sollen, wenn die Schwanger-
schaft das Leben der Schwangeren
gefährdet, sie durch eine Vergewalti-
gung entstanden ist oder wenn der
Fötus außerhalb des Mutterleibs
nicht überlebensfähig wäre. 

Dieses Gesetz müsste zuerst vom
parlamentarischen Ausschuss und
danach von der Gesetzgebenden
Versammlung abgesegnet werden.
Die Debatte über diese Reform wird
seit Monaten vertagt. Die Änderung
ist allerdings dringend nötig, wie die
Schicksale zahlreicher Frauen und
Mädchen zeigen. El Salvador sollte
sich daher dringend für die Rechte
der weiblichen Bevölkerung einset-
zen, diese anerkennen und schützen.

Das bisherige Gesetz mindert
nicht die Zahl der Abtreibungen, es
erhöht nur das Risiko, daran zu ster-
ben, weil Frauen keine andere Wahl

Eine 22-Jährige, die bei der Haus-

geburt Komplikationen hatte und

daraufhin ins Krankenhaus gekom-

men war, wurde wegen „mangeln-

den Mutterinstinkts“ verurteilt, da

das Baby die Geburt nicht über-

lebt hatte.

Delmi wurde von ihrem Freund ins

Krankenhaus gebracht, weil er sie

ohnmächtig und blutend vorfand.

Sie wusste nichts von ihrer

Schwangerschaft, wurde aber den-

noch im Krankenhaus festgenom-

men. Glücklicherweise kam sie

nach einem Jahr Untersuchungs-

haft frei, da ein Anwalt ihre Un-

schuld beweisen konnte.

Foto: www.amnesty.org,  Giles Clarke
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Islamophobie in Europa

Das Aufkommen des Islams im
sechsten Jahrhundert nach christli-
cher Zeitrechnung und das bald da-
rauf  entstandene islamische Welt-
reich stürzten die christlich gepräg-
ten Gesellschaften Europas in eine
religiöse und machtpolitische Krise:
Während des vom 8. bis zum 13.
Jahrhundert dauernden islamischen
Goldenen Zeitalters sah sich Europa
sowohl auf  militärischer als auch
auf  wissenschaftlicher Ebene mit ei-
ner Übermacht konfrontiert, die den
Absolutheitsanspruch der eigenen
Religion in Frage stellte. So bedingte
der Verlust christlicher Kontrolle
über Jerusalem in der Mitte des sieb-
ten Jahrhunderts das Gefühl man-
cher Europäer, von Muslimen be-
droht zu sein, ebenso wie die Er-
kenntnis, nicht selbst Urheber neuer
Entwicklungen in Technik, Medizin
oder Philosophie zu sein, sondern
als bloße Zuschauer in Richtung Os-
ten blicken zu müssen, wo sich unter
muslimischer Herrschaft ein nicht
nur militärisch, sondern auch intel-
lektuell überlegenes Reich ent-
wickelte.  

Die Wahrnehmung des Islams als
Bedrohung beschränkte sich nicht
auf  die Expansionsbemühungen des
islamischen Weltreichs, sondern um-
fasste auch die ablehnende Haltung
gegenüber gesellschaftlichen und in-
tellektuellen Entwicklungen. So war
die islamische Blütezeit nicht nur

Stagnation in Europa, die als Mittel-
alter zwischen der als glorreich
wahrgenommenen Epoche der An-
tike und der Neuzeit stand, sah sich
der Kontinent einer Weltmacht ge-
genüber, die auf  unterschiedlichsten
Ebenen erfolgreich war und mit der
europäische Christen nicht mithal-
ten konnten. 

Der Islam betrachtet den Kran-
ken als Menschen in der Krise, der
auf  jede erdenkliche Unterstützung
durch die Gemeinschaft angewiesen
ist: So entwickelte sich – vor allem
aus der Erfahrung der Kriegsverlet-
zungen – eine karitative Tradition
unter dem Stichwort „waqf“ (Wohl-
fahrt). Daraus entstand eine damals
weltweit führende medizinische
Wissenschaft im islamischen Kon-
text. Parallel dazu rückten auch die
seelischen, sozialen und wirtschaftli-
chen Nöte des Kranken in den
Blick.

Von Muslimen bzw. unter musli-
mischer Herrschaft ausgeführte For-
schungsprojekte waren nicht unbe-
dingt von religiösen Glaubenssätzen
gelenkt, die es zu beweisen galt.
Statt Krankheiten, wie in Europa
oftmals geschehen, als göttliche Be-
strafung oder mit dämonischer Be-
sessenheit zu erklären, gingen arabi-
sche Ärzte mit mehr Besonnenheit
vor. Ihnen ist beispielsweise die Or-
ganisation einer sozialen Kranken-
fürsorge in der arabischen Welt zu

von territorialen Vergrößerungen is-
lamischer Einflussgebiete geprägt,
sondern auch von einer großen wis-
senschaftlichen Neugier. Die ha-
schemitische Dynastie der Abbasi-
den zeichnete sich dabei in besonde-
rem Maße durch ihre Förderung
von Bildung aus. Im legendären Beit
al-Hikma, dem 625 n. Chr. in Bag-
dad gegründeten Haus der Weisheit,
finanzierten Kalif  al-Mamun und
seine Nachfolger etwa die Überset-
zung und Kommentierung philoso-
phischer und theologischer Werke
der Antike und unterstützten wis-
senschaftlichen Diskurs und For-
schung in unterschiedlichsten Fach-
richtungen. Doch nicht nur musli-
mische Gelehrte profitierten von
der Finanzierung ihrer Forschun-
gen, auch christliche und jüdische
Intellektuelle erfuhren Anerkennung
und finanzielle Förderung und ar-
beiteten gleichberechtigt mit ihren
muslimischen Kollegen zusammen.
Die in Bagdad und anderen Zentren
islamischer Bildung übersetzten
Schriften umfassen dabei etwa die
der griechischen Gelehrten Platon,
Hippokrates und Aristoteles, deren
Werke zum Teil nur durch ihre
Übersetzung und Archivierung in
arabischen Bibliotheken und Uni-
versitäten überdauert haben und de-
ren Erhalt wir der Arbeit islamischer
Wissenschaftler und Übersetzer zu
verdanken haben. In einer Zeit der

Der Feind in unserer Mitte 

Seit dem Mittelalter gilt der Islam in Europa als Bedrohung. Der ablehnende Blick auf die im 6.
Jahrhundert auf der arabischen Halbinsel entstandene Religion manifestierte sich erstmals deut-
lich im den Beginn der Kreuzzugs-Ära markierenden 11. Jahrhundert. Hauptsächlich von machtpoli-
tischen Motiven und dem Bedürfnis nach einer christlich-europäischen Identität geleitet, mobili-
sierten europäische Päpste und Könige mehrere nach Nordafrika und in die Levante führende Feld-
züge und zementierten so ein Feindbild, das Muslime auf Basis ihrer Religionszugehörigkeit als ge-
walttätig, unmoralisch und übersexualisiert charakterisiert. Das Vorkommen antiislamischer Res-
sentiments ist jedoch auch heute, über sechshundert Jahre nach dem Ende des letzten Kreuzzugs in
den Orient, noch nicht ausschließlich auf ihre historische Aufarbeitung in Geschichtsbüchern be-
schränkt. Postfaktische, durch die Überzeugung von der eigenen religiösen, kulturellen und ethni-
schen Überlegenheit motivierte Verurteilung des Islams und seiner Anhänger bestimmt auch heute
in Europa geführte politische, soziale und theologische Diskurse über die Religion. 
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war es Frauen erlaubt, an Bildungs-
einrichtungen zu studieren und so-
wohl in profanen als auch religiösen
Fächern zu lehren. In Moscheen
war es nicht unüblich, dass Frauen
als Gelehrte unterrichteten, wofür
sie von beiden Geschlechtern re-
spektiert wurden. Fatima al-Fihri,
eine marokkanische Gelehrte des
achten Jahrhunderts, ist ein gutes
Beispiel hierfür. Nachdem die hoch
gebildete Frau von ihrem Vater ein
beträchtliches Vermögen geerbt hat-
te, gründete sie die Qaraiyin-Mo-
schee in Fez, die neben Gebetsräu-
men auch über einen Hörsaal und
ein astronomisches Observatorium

verfügte und in der sowohl theologi-
sche als auch naturwissenschaftliche
Studien betrieben wurden. Al-Fihri
ist daher als Gründerin einer der äl-
testen Universitäten Marokkos bis
heute unvergessen. 

Neben der, verglichen mit ande-
ren Gesellschaften derselben Epo-
che, beachtlichen Emanzipation von
Frauen in muslimischen Einflussge-
bieten unterschied sich auch der
Umgang mit Homosexuellen zu-
meist stark von dem, den diese im
christlichen Europa erfuhren.
Schwulenhass ist integraler Bestand-
teil christlicher Sexualgeschichte,
stellt im Islam jedoch eine noch re-

verdanken, welche die Christen des
Westens erstmals mit der Ära der
Kreuzzüge kennenlernten. So wur-
den muslimische Modelle der statio-
nären Krankenversorgung im byzan-
tinischen Konstantinopel, im nor-
mannischen Sizilien Friedrichs II. in
Palermo und beim Malteser Johan-
niterorden auf  Malta im 12. Jhd. aus
dem syrisch-ägyptischen Raum
übernommen. Durch Kreuzfah-
rerorden gelangten diese Errungen-
schaften schließlich auf  das europäi-
sche Festland, wo es einige Jahrhun-
derte dauerte, bis es vergleichbare
Einrichtungen gab. Auch die Versor-
gung psychisch Kranker wurde erst-
mals unter islamischer Herrschaft
organisiert und institutionalisiert. In
großen und fortschrittlichen Zen-
tren der islamischen Welt, etwa in
Bagdad (um 750), Kairo (873),
Damaskus (800), Aleppo (1270) und
Fez (1500), gründeten Araber Insti-
tutionen für psychisch kranke Men-
schen mit dem Ziel, deren Gesund-
heitszustand durch medizinische In-
terventionen zu verbessern oder gar
zu heilen. Ähnliche Institutionen in
Europa entstanden zuerst im mau-
risch geprägten Spanien, etwa in Va-
lencia im Jahr 1409, in Saragossa des
Jahres 1425, elf  Jahre später in Sevil-
la und Valladolid und in Toledo im
Jahr 1480.

Auch auf  gesellschaftlicher Ebene
ereigneten sich während des islami-
schen Goldenen Zeitalters Entwick-
lungen, die von europäisch-christli-
cher Seite mit Missfallen aufgenom-
men wurden. In einer Zeit, in der
europäische Frauen kein Erbrecht
hatten, nicht studieren, geschweige
denn selbst religiöse Unterweisun-
gen geben durften und an eine
gleichberechtigte Teilnahme der Ge-
schlechter am gesellschaftlichen Le-
ben nicht zu denken war, war die
Stellung von Frauen im muslimi-
schen Kulturkreis des Nahen Ostens
und Nordafrikas fortschrittlich.
Frauen konnten Besitzansprüche
auf  Erbmassen erheben, auch in der
Ehe eigene finanzielle Entscheidun-
gen treffen und ihr Vermögen ging
durch eine Eheschließung nicht an
ihre Ehemänner über. Außerdem

Wissenschaftliche Neugier war über viele Jahrhunderte charakteristisch für islamisch
geprägte Kulturen. Die im 15. Jahrhundert angefertigte anatomische Darstellung eines

Pferdes ist Zeugnis dieses Wissensdrangs. 
Quelle: commons.wikimedia.or
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lativ neue Tradition dar. Eine Viel-
zahl muslimischer Dichter der klas-
sischen Periode, die auch das Golde-
ne Zeitalter umfasst, dichteten un-
befangen zu Themen wie gleichge-
schlechtliche Anziehung und muss-
ten dafür keine religiösen oder staat-
lichen Repressionen fürchten. Folge
der verhältnismäßig fortschrittlichen
Stellung von Frauen in der Gesell-
schaft und des freizügigen Umgangs
mit Sexualität war das sich bis heute
haltende Vorurteil, ein intrinsisches
Merkmal des Islams sei eine verur-
teilenswerte Offenheit gegenüber
von Gott nach christlichem
Verständnis verfluchten sexuellen
Praktiken und Ausdrucksformen
und die Abwendung von traditionel-
len Rollenvorstellungen. 

Muslime waren nicht die einzigen
Anhänger einer Religion, deren Ver-
folgung und Ausrottung sich euro-
päische Christen verschrieben hat-
ten, jedoch richtete sich glaubens-
kämpferischer Hass in besonderem
Maße gegen Anhänger des Islam.
Der französische Abt und Zisterzi-
ensermönch Bernhard von
Clairvaux etwa, dessen Lebens- und
Wirkenszeit ins zehnte und elfte
Jahrhundert fällt, war als Autor von
über 1000 weitverbreiteten religiö-
sen Aufsätzen an der theologischen

on auf  Europäer aus
und wurde verklärt,
doch schwang in der
westlichen Darstel-
lung des Ostens die
Stigmatisierung und
Verurteilung nicht-
europäischer Anders-
gläubiger mit. Der
Literaturkritiker Ed-
ward Said untersuch-
te die von Vorurtei-
len durchdrungene
Darstellung des „An-
deren“ in seinem
1978 erstmals er-
schienenen Buch Ori-

entalismus im Detail. 
Jahrtausendealte Vor-
urteile und einseitige
Beschreibungen des
Islams und der Musli-
me haben einen be-

trächtlichen Einfluss auf  das be-
wusste und unbewusste kollektive
Gedächtnis einer Gesellschaft. In ei-
ner vor genau zwanzig Jahren vom
deutsch-französischen Fernsehsen-
der ARTE in Deutschland durchge-
führten Umfrage wurden Menschen
dazu befragt, ob sie Angst vor dem
Islam hätten. Mit 47% antwortete
fast die Hälfte der Umfrageteilneh-
mer mit ja. Dabei wurde in der Fra-
ge nicht Islamismus oder Terroris-
mus angesprochen, sondern aus-
schließlich die islamische Religion
als solche. Würde man die Umfrage
heute, zwei Jahrzehnte später, nach
den verheerenden Anschlägen auf
das World Trade Center in New
York und den Invasionen von Af-
ghanistan und dem Irak, erneut
durchführen, wäre anzunehmen,
dass die Zahl der befragten Perso-
nen, die mit ja antworten, sogar
noch höher läge. Die Vorstellung,
der Islam sei furchteinflößend und
gefährlich, hält sich bis heute und
hat ihre Wurzeln in der Stigmatisie-
rung der Muslime seit der Zeit der
Kreuzzüge. Ein antiislamisches Kli-
ma hat Deutschland erfasst, das sich
zum Beispiel in einem Bundestags-
wahlergebnis von 12,6% für die of-
fen rechte und islamfeindliche AfD
niederschlägt. 

Rechtfertigung der Kreuzzüge betei-
ligt. In seiner Lobrede auf  die Tem-
pelritter und in seinen vom Hass
auf  Muslime geprägten Briefen und
Büchern sprach er sich entschieden
für einen religiös motivierten Krieg
gegen Muslime aus. Da der Mönch
zwei Jahrzehnte nach seinem Tod
heilig gesprochen und im Jahr 1830
zum Kirchenvater ernannt wurde,
ist seine Person im Christentum
nicht umstritten; bis heute wird
Bernhards Gedenktag im Namens-
kalender der evangelischen Kirche
in Deutschland aufgeführt und auch
von katholischer, lutherischer und
anglikanischer Seite erfährt er unge-
achtet seiner von religiösem Hass
geprägten Schriften Verehrung und
Wertschätzung. 

Der im Europa der Kolonialzeit
vorherrschende Orientalismus vers-
tärkte bereits bestehende Feindbil-
der weiter. Fremde Kulturen und
Menschen wurden pauschalisierend
als den Weißen gegenüber minder-
wertig erachtet. In dieser Vorstel-
lung brach sich neben einem rassi-
schen auch ein religiöses Überlegen-
heitsgefühl Bahn, das etwa in
Rudyard Kiplings berühmt-berüch-
tigtem Gedicht The White Man’s
Burden beschrieben wird. Zwar
übte der Orient teilweise Faszinati-

Das islamische Weltreich umfasste weite Gebiete über die Grenzen des arabischen Ursprungslands des Islams hin-
weg. Viele Moscheen sind architektonische Meisterwerke von großer ästhetischer Anziehungskraft und historischer
Bedeutung. So war die im 13. Jahrhundert in Timbuktu, Mali, erbaute Djinguereber Moschee (links) über Jahr-
hunderte hinweg ein Zentrum für Bildung und Wissenschaft in Nordafrika. Die im iranischen Isfahan stehende

Sheikh Lotfollah Moschee ist von einer Schönheit, die bis heute Gläubige und Touristen anzieht. 
Quelle: commons.wikimedia.org



19

Islamophobie in Europa – Der Feind in unserer Mitte

cher und islamtheologischer Fakul-
täten finden, können er und weitere
islamophobe Autoren sich einer
breiten Leserschaft erfreuen, die
sich an der einseitigen Darstellung
weltgeschichtlicher theologischer
Entwicklungen nicht stören. 

Die auf  der Ablehnung des Is-
lams und der Muslime basierenden
Veröffentlichungen speisen das Be-
dürfnis nach Identifikation mit einer
imaginären, ruhmreichen Vergan-
genheit und beschwören die einge-
bildete Notwendigkeit herauf, sich
als Christ den heidnischen, Schwer-
ter schwingenden Muslimen in den
Weg stellen und das Abendland vor
morgenländischen Invasoren schüt-
zen zu müssen. Um die Tapferkeit
der selbsternannten Verteidiger des
Abendlandes ist es im Alltag aller-
dings oft ähnlich bestellt wie um die
Verankerung ihres Hasses auf  den
Islam in Fakten; beides entpuppt
sich bei näherer Betrachtung als
nicht mit der Realität zu vereinba-
ren. Doch dabei ist nicht der Islam
der Feind demokratischer Werte,
sondern diejenigen, die in Jahrtau-
sende alter Tradition mit fadenschei-
nigen Argumenten gegen Muslime
Stimmung machen. Die Nähe
selbsternannter Unterstützer des
christlichen Abendlandes argumen-
tieren dabei oftmals nach denselben
Mustern, die sie „den Muslimen“
vorwerfen. So sind beispielsweise
viele muslimische Frauen, die sich
für das Tragen eines Hijabs als Aus-
druck ihres religiösen Glaubens ent-
scheiden, in der Öffentlichkeit Schi-
kanen und Belästigungen ausgesetzt.
Ein in Europa seit dem ausgehen-
den Mittelalter traditionell unübli-
ches Kleidungsstück zu tragen, so
wird patriarchalisch argumentiert,
sei sowohl zwingend ein Ausdruck
von Unterdrückung von Frauen als
auch ein Zeichen für einen militan-
ten Islam, mit dem diese scheinbar
geknechteten Frauen Andersgläubi-
gen drohen wollen. Die Möglichkeit,
dass die Entscheidung für oder ge-
gen das Tragen eines Hijabs, wie es
in der absoluten Mehrheit der Fälle
üblich ist, von den Frauen selbst ge-
troffen wird, wird negiert; tatsäch-

lich wird muslimischen Frauen auf-
grund ihrer Kopfbedeckung im Na-
men christlich-europäischer Kultur
die eigene Entscheidungsfreiheit
und Autonomie abgesprochen. 

Die im Jahr 2015 über Facebook
ins Leben gerufene Halal-Challenge
ruft christliche Verbraucher etwa
dazu auf, Schweinefleisch in Super-
märkten neben Halal-Produkte zu
legen. Unter dem Deckmantel des
Tierschutzes legen Rechte nun aus
Massentierhaltung stammende Wie-
nerwürstchen und marinierte Steaks
von innerhalb kürzester Zeit auf
Schlachtgewicht gemästeten Schwei-
nen neben nach islamischen Gebo-
ten geschlachtete Hähnchen und
fühlen sich – jedenfalls lassen auf
Facebook hochgeladene Fotos, Vi-
deos und Kommentare zur Aktion
darauf  schließen – als mutige Etap-
pensieger eines nicht enden wollen-
den Kampfes gegen den Islam.
Während viele Muslime für die
Halal-Challenge nur ein müdes Lä-
cheln übrig haben, schleichen die
Verteidiger okzidentalen Schinken-
spickens heimlich ums Fleischregal,
um eingeschweißte Wurst- und
Fleischpackungen zu deplatzieren
und verstecken sich dann schnell
hinter dem Brokkoli; man möchte
schließlich beim Umsortieren der
Supermarktauslagen nicht entdeckt
werden, denn ein Hausverbot in der
lokalen Aldi-Filiale ist schließlich
der Albtraum eines jeden mutigen
Kreuzritters im 21. Jahrhundert. 

Zwar kann man rechtsradikale
Aktionen wie die Halal-Challenge
als klägliche Versuche ideologisch
verirrter Islamhasser abtun, Musli-
men auf  unbeholfene Art und Wei-
se die eigene Ablehnung zu kommu-
nizieren, doch ist die in Deutschland
grassierende Islamphobie weitaus
gefährlicher, als ein paar umsortierte
Wurstscheiben vermuten lassen.
Laut eines Berichts der Wochenzei-
tung Die Zeit vom Februar 2017
steigt die Zahl gewaltsamer Angriffe
auf  deutsche Moscheen seit Jahren
kontinuierlich an. Laut Polizeianga-
ben wurden im Jahr 2016 91 Angrif-
fe auf  islamische Gotteshäuser re-
gistriert. Damit ist die Zahl der An-

Islam-Kritik ist heute ein teils sehr
einträgliches Geschäftsfeld; die
Angst vor dieser vermeintlich von
Terrorismus und Frauenhass gepräg-
ten Religion lässt sich zu Geld ma-
chen, wie etwa die Bestseller von
Thilo Sarrazin und Hamed Abdel-
Samad belegen. Dem Fehlen jegli-
cher islamwissenschaftlicher Ausbil-
dung trotzend, versuchen sich Sarra-
zin und Abdel-Samad dennoch an
der historischen, theologischen und
soziologischen Einordnung des Is-
lams und scheuen auch vor einer
psychologischen Einschätzung des
islamischen Propheten Muhammed
nicht zurück, die in Abdel-Samads
Mohamed – Eine Abrechnung in einer
medizinischen Diagnostizierung des
Propheten mündet. Dieser kommt,
wie auch pauschalisierend die An-
hänger des Islams im Allgemeinen,
weder in Sarrazins Deutschland schafft

sich ab gut weg noch in den Büchern
Abdel-Samads. 

Die offen zur Schau getragene
Abneigung gegenüber den Anhän-
gern einer ganzen Religionsgemein-
schaft löst siebzig Jahre nach dem
Ende des zweiten Weltkriegs und
des Holocaust jedoch keine Welle
der Entrüstung über die voreinge-
nommene und stark verallgemei-
nernde Darstellung einer gesamten
Religionsgemeinschaft aus. Im Ge-
genteil: Viele Reaktionen auf  Bücher
Sarrazins oder Abdel-Samads sind
von Zustimmung geprägt. Der Islam
und seine Gläubigen, so scheint es,
können auf  jedwede Weise kritisiert
und herabgesetzt werden, wobei die
der Religion entgegengebrachten
Vorwürfe vielfach nicht einmal wahr
sind, sondern der bloßen Diskredi-
tierung einer Religionsgemeinschaft
dienen. Der über ein halbes Jahrtau-
send nach dem Ende der Kreuzzüge
noch immer als bedrohlich erachte-
ten Religion soll der Aussage des
ehemaligen deutschen Innenminis-
ters Thomas de Maiziére zufolge
eine deutsche Leitkultur entgegenge-
setzt werden. 

Obwohl etwa Abdel-Samads Pub-
likationen wissenschaftlicher Stan-
dards entbehren und keinen Platz in
den Curricula islamwissenschaftli-
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ÄGYPTEN:
              Drohende Haftstrafe wegen Menschenrechtsarbeit

Hanan Badr el-Din setzt sich gegen das Verschwindenlassen ein, denn ihr
Ehemann zählt zu den vielen Personen, die in Ägypten in den vergangenen
Jahren „verschwunden“ sind. Im Mai 2017 wurde sie bei der Suche nach ih-
rem Mann festgenommen und fälschlicherweise der „Mitgliedschaft in einer
verbotenen Gruppierung“ angeklagt. Ihr drohen mindestens fünf  Jahre Haft.

Hanan Badr el-Din hatte ihren Mann zuletzt im Fernsehen gesehen, als er
nach Protesten im Juli 2013 verwundet in eine Klinik kam. Doch als sie ihn
dort besuchen wollte, war er nicht auffindbar. Sie suchte Polizeiwachen, Ge-
fängnisse, Krankenhäuser und Leichenhallen auf, um etwas über sein Schick-
sal zu erfahren – ohne Erfolg. Gemeinsam mit anderen Betroffenen gründe-
te Hanan Badr el-Din daher im Jahr 2014 die Organisation „Familienkoaliti-
on der Opfer des Verschwindenlassens“ und forderte öffentlich Aufklärung
über das Schicksal der „Verschwundenen“. Diese Menschenrechtsarbeit
dürfte der wahre Grund für ihre Inhaftierung und strafrechtliche Verfolgung
sein. 

Die ägyptischen Sicherheitskräfte haben in den vergangenen Jahren Hun-
derte Menschen verschwinden lassen. Die Regierung bestreitet dies jedoch.
Die Opfer sind meist politische Aktivist_innen, Protestierende oder Studie-
rende, bis hin zu minderjährigen Schüler_innen.

 
Schreiben Sie bitte höflich formulierte Briefe an den ägyptischen Präsidenten und bitten Sie ihn, Hanan Badr

el-Din umgehend und bedingungslos freizulassen und alle Anklagen gegen sie fallen zu lassen. 

Schreiben Sie in gutem Arabisch, Englisch oder 

auf  Deutsch an:

Präsident
Abdel Fattah al-Sisi
Office of  the President
Al Ittihadia Palace
Kairo
ÄGYPTEN

Fax: 00202 – 23 91 14 41
E-Mail: p.spokesman@op.gov.eg
(Anrede: Your Excellency / Exzellenz)
(Standardbrief  Luftpost bis 20g: 0,90 €)

Briefvorschlag:

Exzellenz, 

mit Sorge habe ich erfahren, dass sich die Menschenrechtlerin Hanan Badr el-Din in Haft befindet. Ihr wird Mit-
gliedschaft in einer verbotenen Gruppe zur Last gelegt. Der Vorwurf  entbehrt jeder Grundlage. Da sich Hanan Badr
el-Din öffentlich gegen das Verschwindenlassen in Ägypten einsetzt, befürchte ich, dass sie lediglich wegen ihrer legi-
timen Menschenrechtsarbeit inhaftiert wurde. Ich bitte Sie, den Rechten auf  freie Meinungsäußerung, Versamm-
lungs- und Vereinigungsfreiheit in ihrem Land Geltung zu verschaffen, das Schicksal von „Verschwundenen“ zu klä-
ren und Mitglieder von Menschenrechtsorganisationen nicht einzuschüchtern und in ihrer Arbeit zu behindern. 

Daher fordere ich Sie auf, Hanan Badr el-Din umgehend und bedingungslos freizulassen und alle Anklagen gegen sie
fallen zu lassen. 

Hochachtungsvoll,

Senden Sie bitte eine Kopie an:

Botschaft der Arabischen Republik Ägypten
S. E. Herrn Badr Ahmed Mohamed Abdelatty
Stauffenbergstraße 6-7
10785 Berlin

Fax: 030 - 477 10 49

E-Mail: embassy@egyptian-embassy.de

(Standardbrief: 0,70 Euro)

Unter www.ai-tuebingen.de (Appellbriefe)
finden Sie Musterbriefe der Deutschen 

Sektion von Amnesty International.  
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HONDURAS: 

                                  Schutz für Umwelt- und Landrechtsaktivisten

In Honduras werden Mitglieder einer Organisation bedroht

und tätlich angegriffen, die sich für die Rechte der indigenen

Gemeinschaft der Lenca einsetzen. Das Leben der Lenca ist

untrennbar mit ihrem Land verbunden. Doch dieses Land ist

durch Wasserkraftwerke, Bergbauvorhaben und andere Groß-

projekte massiv bedroht. Die Organisation MILPAH (Movimi-

ento Indígena Independiente Lenca de La Paz) verteidigt die Rechte

der indigenen Gemeinschaft und kämpft gegen die rücksichts-

lose Ausbeutung von Bodenschätzen. Sie hat unter anderem

gegen den Bau von Wasserkraftwerken in Intibucá und La Paz

protestiert. 

Für ihr Engagement zahlen die Mitglieder der Organisation ei-

nen hohen Preis: Sie werden verleumdet, tätlich angegriffen

und mit dem Tode bedroht. Die Behörden verfolgen die Tä-

ter_innen so gut wie nie. Honduras ist eines der weltweit ge-

fährlichsten Länder für Menschen, die sich für Umweltschutz

und die Rechte von Indigenen einsetzen. 2016 wurde die bekannte Aktivistin Berta Cáceres ermordet, die gegen ein

Wasserkraftwerk protestiert hatte. Honduras muss die Mitglieder von Landrechts- und Umweltschutzorganisationen

besser schützen und die Täter_innen strafrechtlich verfolgen. Auch die Interamerikanische Menschenrechtskommis-

sion hat Schutzmaßnahmen für MILPAH angeordnet.

Schreiben Sie bitte höflich formulierte Briefe an den honduranischen Präsidenten und bitten Sie ihn, dafür zu

sorgen, dass die Mitglieder von MILPAH sowie andere Menschenrechtsverteidiger_innen ausreichenden Schutz ge-

mäß ihrer Wünsche erhalten.

Schreiben Sie in gutem Spanisch, Englisch oder 
auf  Deutsch an:
Präsident
Juan Orlando Hernández
Presidente de la República
Casa Presidencial, Bulevar Juan Pablo II
Tegucigalpa
HONDURAS
E-Mail: info@presidencia.gob.hn
Twitter: @JuanOrlandoH
(Anrede: Estimado Señor Presidente / Dear President / 
Sehr geehrter Herr Präsident)
(Standardbrief  Luftpost bis 20g: 0,90 €)

´
Briefvorschlag:

Sehr geehrter Herr Präsident,
 
ich mache mir große Sorgen um die Mitglieder der Organisation MILPAH. Sie setzen sich für die Rechte der indige-
nen Gemeinschaft der Lenca ein und werden deshalb verleumdet, tätlich angegriffen und mit dem Tode bedroht. Ihr
Protest gegen die rücksichtslose Ausbeutung von Bodenschätzen ist vollkommen legitim und darf  nicht dazu führen,
dass ihr Leben bedroht wird. Honduras muss die Mitglieder von Landrechts- und Umweltschutzorganisationen
schützen und die Täter strafrechtlich verfolgen. Der Mord an Berta Cáceres hat gezeigt, dass dies nicht in ausrei-
chendem Maße geschieht. Ich möchte Sie daran erinnern, dass auch die Interamerikanische Menschenrechtskommis-
sion Schutzmaßnahmen für MILPAH angeordnet hat. 

Daher fordere ich Sie auf, dafür zu sorgen, dass die Mitglieder von MILPAH sowie andere Menschenrechtsverteidi-
ger und -verteidigerinnen ausreichenden Schutz gemäß ihrer Wünsche erhalten. 

Hochachtungsvoll,

Senden Sie bitte eine Kopie an:
Botschaft der Republik Honduras
S. E. Herrn Ramón Custodio Espinoza
Cuxhavener Straße 14
10555 Berlin
Fax: 030 – 39 74 97 12
E-Mail: informacion.embahonduras.de@gmail.com
(Standardbrief: 0,70 Euro)
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MADAGASKAR: 

                              Umweltschützer droht Gefängnis

Clovis Razafimalala setzt sich seit vielen Jahren für den Schutz des

Regenwaldes in Madagaskar ein. Im September 2016 inhaftierten ihn

die Behörden unter dem Vorwurf, er habe bei Protesten zur Zerstö-

rung öffentlichen Eigentums aufgerufen. Zahlreiche Personen können

jedoch bezeugen, dass sich Clovis Razafimalala zum Zeitpunkt der Pro-

testveranstaltung in einem Restaurant aufhielt und weder an dem Pro-

test teilgenommen hat noch die ihm vorgeworfenen Taten begangen

haben kann. Die Zeug_innen wurden jedoch in dem Verfahren nicht

angehört. Im Juli 2017 verurteilte ihn ein Gericht zu fünf  Jahren Haft

auf  Bewährung. Das bedeutet, dass er jederzeit ins Gefängnis kommen

kann, wenn er sich weiter engagiert.

In Madagaskar blüht der illegale Handel mit Palisanderholz und an-

deren geschützten Holzarten. Das Geschäft ist sehr lukrativ – es geht

um Milliarden US-Dollar – und wird von der Regierung geduldet. Clo-

vis Razafimalala hat den Schmuggel mit Edelhölzern angeprangert und

wurde deshalb wiederholt bedroht. 2009 gab es sogar einen Brandan-

schlag auf  sein Haus. Außerdem bot man ihm mehrfach Geld an, um

sein Schweigen zu erkaufen. Er lehnte die Bestechungsversuche jedoch

ab und setzte sich weiter für den Schutz des Regenwaldes ein. Clovis

Razafimalala sowie einige Umweltorganisationen sind der Ansicht, dass

er wegen seines Engagements für den Umweltschutz unter konstruier-

ten Vorwürfen angeklagt und verurteilt wurde.

Schreiben Sie bitte höflich formulierte Briefe an den Justizminister von Madagaskar und bitten Sie ihn, das Ur-

teil gegen Clovis Razafimalala umgehend aufzuheben. 

Schreiben Sie in gutem Madagassisch, Französisch oder
auf  Deutsch an:
Justizminister
Charles Andriamiseza
Ministry of  Justice
43 Rue Joel Rakotomolala
Faravohitra – Antananarivo
MADAGASKAR

E-Mail: spminjus@yahoo.fr
Facebook: http://amn.st/60028tymn
(Anrede: Son Excellence Monsieur le Ministre / 
Sehr geehrter Herr Justizminister)
(Standardbrief  Luftpost bis 20g: 0,90 €)
 
Briefvorschlag:

Sehr geehrte Frau Justizministerin, 

der Umweltschützer Clovis Razafimalala wurde im Juli 2017 zu fünf  Jahren Haft auf  Bewährung verurteilt. Man
warf  ihm vor, bei Protesten zu Straftaten aufgerufen zu haben. Die Anklage entbehrt jedoch jeder Grundlage, denn
Clovis Razafimalala war an den Protesten gar nicht beteiligt. Personen, die bezeugen können, dass er sich zum Zeit-
punkt der Protestveranstaltung in einem Restaurant aufhielt, wurden nicht angehört. Meiner Ansicht nach handelt es
sich um einen politisch motivierten Prozess, der mit seinem Engagement für den Umweltschutz in Verbindung steht.
Die Verurteilung soll ihn offenbar davon abhalten, den illegalen Handel mit Palisanderholz und anderen geschützten
Holzarten in Ihrem Land anzuprangern. 

Daher fordere ich Sie auf, das Urteil gegen Clovis Razafimalala umgehend aufzuheben. 

Hochachtungsvoll,

Senden Sie bitte eine Kopie an:
Botschaft der Republik Madagaskar
Frau Florence Isabelle Rafaramalala ep. Ratsim-
ba (Geschäftsträgerin a. i.)
Seepromenade 92
14612 Falkensee

Fax: 033 – 22 23 14 29
E-Mail: info@botschaft-madagaskar.de
(Standardbrief: 0,70 Euro)


